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Die Weltwirtschaftskrise  
Am 25. Oktober 1929 leitete der sogenannte "Schwarze Freitag" an den Börsen in Nordameri-
ka eine schwere Wirtschafts- und Finanzkrise ein. Tausende von US-Aktionären verloren fast 
über Nacht den Kursgewinn von 3 Jahren - ca. 30,0 Milliarden US-Dollar.  
Am folgenden Tag mußten bereits viele Banken ihre Schalter frühzeitig schließen, weil sie 
zahlungsunfähig waren. Danach begann die große Weltwirtschaftskrise am Ende der 20er Jah-
re.  
Aufgrund der neuartigen Massenfertigung produzierte die US-Wirtschaft damals in immer 
kürzerer Zeit immer größere Warenmengen. Infolge der nordamerikanischen Überproduktion 
war das Warenangebot wesentlich höher, als die Nachfrage, so daß vor allem die führende 
Industriemacht USA regelrecht am eigenen "Überfluß" erstickte. Alle US-Lagerhallen waren 
mit unverkäuflichen Maschinen, Lebensmitteln und anderen Produkten restlos überfüllt. Die 
Nachfrage fiel immer mehr und die Preise sowie Löhne stürzten unaufhörlich tiefer. 
In Ostasien gewann gleichzeitig vor allem die japanische Industrie große Absatzgebiete für 
ihre billigen Waren, denn die japanischen Arbeitslöhne lagen weit unter den Löhnen der euro-
päischen und nordamerikanischen Industrie.  
Viele Länder schützten sich danach durch hohe Einfuhrzölle gegen fremde Erzeugnisse und 
importierten nur noch von Staaten, die Produkte im gleichen Wert abnahmen. Durch die 
"Große Depression" ereigneten sich in Nordamerika zahllose Unternehmenszusammenbrüche 
und es begann eine dramatische Massenarbeitslosigkeit. Danach entwickelte sich schnell eine 
weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise. Fast 10.000 Banken brachen zusammen (x067/18).  
Die Weltwirtschaftskrise verursachte ungezählte Unternehmensbankrotte, große Nachfrage- 
und Investitionsrückgänge sowie jahrelange Massenarbeitslosigkeit und Kurzarbeit. Infolge 
der Kündigung nordamerikanischer Anleihen und Termingelder griff die US-Wirtschaftskrise 
zwangsläufig auf Europa über und löste sofort schwere Wirtschaftskrisen aus.  
Für die Deutschen gab es ein besonders "böses Erwachen", denn die Weltwirtschaftskrise riß 
natürlich das hochverschuldete Deutsche Reich zuerst in das Chaos. Die hohe Verschuldung 
des deutschen Staates und der deutschen Industrie wirkten sich verhängnisvoll aus. Alle gro-
ßen Hoffnungen und Zukunftspläne der Deutschen wurden urplötzlich zerstört.  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über die US-
Wirtschafts- und Finanzkrise (x068/212-215): >>Die Schulden Europas waren während des 
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Ersten Weltkrieges gewaltig gewachsen, die europäischen Alliierten bei Frankreich, mehr 
noch bei England verschuldet und diese beiden Länder wieder enorm bei den USA.  
Die Union wurde dadurch zum Finanzzentrum, ja, zum größten Gläubigerland der Welt, das 
im Hunger nach immer mehr Profiten während der zwanziger Jahre, besonders in den späten 
zwanziger Jahren, europäischen Regierungen und Kommunalverwaltungen eine Menge kurz-
fristiger Kredite gab, die aber dann in langfristige Projekte flossen, worauf die Zinsen er-
schreckend kletterten und die Kredite durch Exporte nicht beglichen werden konnten. 
Zudem waren seit 1927 die industrielle Produktion und die Investitionen in den Staaten selbst 
zurückgegangen. Vor allem Autos und Konsumgüter wurden weniger gekauft. ... 
Seit Jahren taumelte Amerika in einem Spekulationsfieber ohnegleichen darauf hin. Wer es 
überhaupt vermochte, nahm Kredite auf, um ebenfalls zu kaufen. Kaufen, kaufen schien das 
Gebot der Stunde. Denn wer kaufte, war schon am nächsten Tag reicher als zuvor. Eine fabel-
hafte Sache. Und um sie anzuheizen liehen die Banken und Börsenmakler noch 3,5 Milliarden 
Dollar, um wieder die Kaufkraft ihrer Kunden zu stimulieren und zu stärken. Aktien und Bör-
senkurse beherrschten, beflügelten das Land. Sogar die Intellektuellen gerieten in den Geldsog 
- mehr, immer mehr! 
Eine einmalige Euphorie beseelte und beseligte die halbe Nation, nein: "Ein ganzes Volk 
spitzte die Ohren: jede Plauderei wurde zu einem 'Tip'. Ein Viehzüchter aus Arizona kaufte 
Aktien von einem Bergwerk in Wyoming, ohne zu wissen, welches Metall dort gefördert wur-
de. War es überhaupt ein Metall? Unwichtig! Man mußte kaufen, kaufen, kaufen und dann auf 
den Papierstreifen des Ticker den köstlichen Anstieg der Kurse verfolgen. ...  
Ein Narr, wer da nicht zugriff. Und wer wollte schon im Land der unbegrenzten Möglichkei-
ten ein Narr sein? Wer wollte nicht Geld ohne jede Arbeit verdienen, so wie die ganz Reichen 
seit je? Ja, wirklich, ein neues Zeitalter schien angebrochen. ... Und trickreich animierten auch 
gewisse Finanzmagnaten zur Teilnahme an einem fast … einzigartigen Boom, der eher früher 
als später zum Fiasko führen mußte - aber nicht zu ihrem. 
Im Herbst 1929 fallen plötzlich die Aktienkurse. Am 24. Oktober … stürzen gleich Dutzende 
der vorzüglichsten Aktien, werden über 13 Millionen Aktien plötzlich verkauft, am 29. Okto-
ber sind es bereits 16 Millionen Aktien. 2 Wochen später ist der Verlust an Aktienwerten 
schon auf 26 Milliarden Dollar gestiegen. Ganze Reihen Ruinierter stürzen sich aus den Fen-
stern. Man müsse Schlage stehen, höhnte man und behauptete, der Empfangschef in den Ho-
tels frage Ankommende: "Wollen Sie ein Zimmer zum Schlafen oder zum Springen?" ... 
Eine globale Depression setzt ein. Überall kollabieren Banken, Währungen. In Frankreich 
sinkt das Geld auf 20 % seines Wertes, in Deutschland die alte Reichsmark auf Null. Und die 
europäische Krise verstärkt noch die amerikanische, die den finanziellen Zusammenbruch 
maßgeblich herbeigeführt hatte. 
Von Ende Oktober 1929 bis zum 8. Juli 1932 stürzten Industriewerte, deren Indexdurchschnitt 
noch Anfang September bei 452 gelegen, bis auf 58. Im selben Zeitraum produziert die Indu-
strie fast nur noch halb so viel wie 1929 und sie exportiert nur noch ein Drittel des damaligen 
Exports. ...<<  
Der deutsche Journalist und Autor Gabor Steingart schrieb später über die US-Wirtschafts- 
und Finanzkrise (x281/73-74): >>... Die industriellen Kapazitäten wuchsen schneller als die 
Nachfrage. Dem ungestümen Aufbruch nach Kriegsende folgte bald schon eine tiefe Depres-
sion mit allem, was dazugehört: Konkurse tausendfach, Börsenabsturz und Massenarbeitslo-
sigkeit peinigten die Gesellschaft im Hauptgeschoß und ärger noch im Kellergeschoß. Zweifel 
an der Überlegenheit des kapitalistischen Systems tauchten auf. Der Himmel über Amerika 
verfinsterte sich, die Blitze der heraufziehenden Weltwirtschaftskrise erhellten den Blick auf 
ein Land, das seiner neuen Position als Weltmacht nicht gewachsen war. 
Der Bürgermeister der Welt reagierte wie ein Provinzfürst. Die Weltwirtschaft war global, die 
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amerikanischen Politiker waren es nicht. Sie schauten über den Tellerrand ihres Nationalstaa-
tes kaum hinaus. Auf die Überkapazitäten im eigenen Land reagierten sie mit rigoroser Ab-
schottung gegenüber den europäischen Importen, was der Weltwirtschaft in dieser Phase 
schlecht bekam. Zumal im Inland die Kaufkraft zusammengesackt war wie eine erkaltete Eier-
speise.  
Die hohen Börsenverluste verdarben die Konsumlust. Viele hatten auf Kredit spekuliert und 
mußten nun kräftig abzahlen. Industrie und Konsumenten waren in Widerspruch zueinander 
geraten. Dort die Überproduktion der Fabriken, hier die schwindende Kaufkraft der Bürger, 
und schon krachte es. Die Elementarkräfte, die Amerika in die große Depression trieben, wa-
ren gewaltig. 
Daß diese Krise jahrelang anhielt, war freilich von Menschenhand zu verantworten. Die Re-
gierung unter Präsident Herbert Hoover reagierte zwar, aber sie reagierte falsch. Bisher hatte 
sie ihre Lieferanten in Europa, die noch vom Weltkrieg gezeichnet waren, mit Krediten ver-
sorgt. Nun forderte sie das Geld zurück. Und sie erhöhte die Einfuhrzölle, und zwar im 
Durchschnitt auf über 40 Prozent, was für ausländische Kaufleute praktisch ein Zutrittsverbot 
zum amerikanischen Markt bedeutete.  
Binnen weniger Monate befand sich die Welt in einem veritablen Weltwirtschaftskrieg mit all 
seinen Begleiterscheinungen: Drohungen und Ultimaten, neuen Zöllen, Quoten und Kaufboy-
kotten. ...<< 
Der britisch-nordamerikanische Historiker Geoffrey Parker schrieb später über den "Schwar-
zen Freitag" im Jahre 1929 (x192/431, 433): >>Mit einem dramatischen Kurssturz an der 
New Yorker Börse, dem Bankenzusammenbrüche in ganz Amerika folgten, begann 1929 die 
Weltwirtschaftskrise. Von 1929 bis 1932 schlossen mehr als 5.000 Banken ihre Pforten, wo-
bei sich die Ersparnisse zahlloser Anleger in Luft auflösten. Doch zuvor hatten die amerikani-
schen Banken noch ihre kurzfristigen Auslandkredite fällig gestellt; damit fanden die Auswir-
kungen des "Schwarzen Freitags" weit über die USA hinaus ihren Niederschlag. 
Andere Bereiche der Wirtschaft wurden durch den Mangel an Kapital und Kredit schwer in 
Mitleidenschaft gezogen. Der Welthandel ging um 60 Prozent zurück, die weltweite Indu-
strieproduktion - ohne Berücksichtigung der Sowjetunion - um 40 Prozent. Das schrumpfende 
Produktions- und Handelsvolumen hatte eine hohe Arbeitslosigkeit zur Folge. ...<< 
>>Die Weltwirtschaftskrise stürzte seit 1929 die westlichen Industrieländer ins Chaos. In bei-
nahe allen europäischen Staaten entstanden links- und rechtsgerichtete Protestbewegungen. 
Wo die demokratischen Institutionen wenig gefestigt waren, gewann meist die Rechte die 
Oberhand. ...<< 
 
Hitlers Aufstieg während der Weltwirtschaftskrise 
Seit Ende 1929 herrschten im Deutschen Reich fast überall bürgerkriegsähnliche Zustände. 
Die Straßen entwickelten sich zum politischen Schlachtfeld für die Kampfverbände der radi-
kalen Gruppierungen. Vor allem die Schlägertruppen der SA und des Rotfrontkämpferbundes 
lieferten sich vielerorts mörderische Straßen- und Saalschlachten, bei denen es nicht selten 
Tote gab.  
Reichsinnenminister Carl Severing berichtete im Herbst 1929 über den zunehmenden Straßen-
terror und die landesweite Rechtsunsicherheit (x092/837, x058/333): >>Seit der Nichterneue-
rung des Republikschutzgesetzes vergeht kaum ein Tag an dem nicht irgendwo in Deutsch-
land, zumeist an mehreren Stellen, auf politisch Andersdenkende geschossen, eingeschlagen 
oder eingestochen wird. 
Der Zustand staatsbürgerlicher Sicherheit hat einen beklagenswerten Zustand erreicht und 
sinkt täglich mehr. Die Ursache dieser betrübenden Erscheinungen ist die hemmungslose Ver-
hetzung durch Wort und Schrift, die von den Gegnern der Republik auf der äußersten Rechten 
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und äußersten Linken getrieben wird. ...<< 
>>... Dieser ... Zustand politischer Verwilderung kann im Interesse der Staatsautorität, des 
Ansehens Deutschlands in der Welt, der Sicherheit des einzelnen Staatsbürgers wie der Auf-
rechterhaltung und Wiederherstellung gesunder Grundlagen des Staats- und Gesellschaftsle-
bens nicht länger geduldet werden.<<  
Obwohl Hitlers Kriegspläne frühzeitig bekannt waren, wurde die rechtsradikale NSDAP nach-
weislich durch zahlreiche ausländische Förderer finanziell unterstützt. 

 
Abb. 61 (x905/…): Wall Street, Straße in New York City. 
Agenten des preußischen Innenministers Severing berichteten, daß Hitlers Wahlkämpfe seit 
1929 hauptsächlich durch ausländische Banken, wie z.B. durch das New Yorker Bankhaus 
Kuhn, Loeb & Co. und durch zahlreiche nordamerikanische Großindustrielle finanziert wur-
den. 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über die fi-
nanzielle Unterstützung der NSDAP durch US-Banken (x068/219-226): >>Es waren diesel-
ben Wallstreet-Kreise, die schon 1917 die bolschewistische Revolution finanziert hatten, die 
auch Hitler beisprangen, in der einzigen Absicht, seine Machtergreifung, seine Aufrüstung 
sowie den nächsten Weltkrieg zu ermöglichen und damit für sie selbst noch riesigere Gewinne 
als im letzten. Dieselben Wallstreet-Kreise übrigens, die nach 1945 auch den Kalten Krieg 
schürten und die großen Nutznießer der Remilitarisierung der deutschen Bundesrepublik wur-
den. 
Treffend resümiert der Amerikaner H. R. Knickerbocker in seinem Buch "Deutschland So 
oder So?" die Lage in Europa im Jahr 1932: "Die amerikanischen Investitionen auf dem euro-
päischen Kontinent sind in einem Schlachtfeld angelegt".  
Und eine von Henry Ford tradierte Äußerung Paul Warburgs vor einem Senatsausschuß be-
sagt, "daß es zur jüdischen Politik - vielleicht zu der großer Finanz-Firmen im Allgemeinen - 
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gehört, auf alle Parteien zu setzen, so daß ihre Interessen auf jeden Fall gesichert sind, gleich-
viel welche Partei obenauf kommt". 
Man hat die Summe, mit der Adolf Hitler gekauft worden ist, um den Zweiten Weltkrieg zu 
inszenieren, auf etwa eineinhalb Milliarden Mark, nach heutiger Kaufkraft, geschätzt. So 
fragwürdig diese Bezifferung sein mag - feststeht, daß Hitler nicht nur der Erfüllungsgehilfe 
der deutschen Industrie gewesen ist. Und wenn diese Industrie, wie seit langem erwiesen, 
doch längst nicht jedermann bekannt, selbst während des Ersten Weltkrieges - mit Wissen der 
obersten deutschen Behörden! - auch die Feindstaaten beliefert hat - die Firma Thyssen, die 
dann auch Hitler mitfinanzierte, gelegentlich sogar fast halb so billig wie die eigene deutsche 
Heeresverwaltung. 
Warum sollten amerikanische Banken nicht Hitler finanzieren, noch dazu im Frieden? 
So "hausgemacht", so ein Produkt bloß deutschen Mistes, wie immer wieder hingestellt, ist 
Hitler nicht gewesen. 
Man sollte den überragenden Einfluß des Geldes, das doch nach einem ebenso alten wie zu-
treffenden Gemeinplatz die Welt regiert, nicht ausgerechnet auf Politik und Geschichte gerin-
ger veranschlagen, als es ihm zukommt. Wobei es keine so große Rolle spielt, ob die Regie-
renden etwas von Geld verstehen, aber eine große Rolle, die größte, ob sie Geld haben, wie-
viel, woher und wofür.  
"Die Vereinigten Staaten", schreibt Henry Ford, "haben noch nie einen Präsidenten gehabt, 
der etwas von Geldsachen verstanden hätte, sie mußten ihren Rat in solchen Dingen stets bei 
den Geldleuten holen. Geld ist das verbreitetste Gut, wird am meisten verwaltet und regiert; 
und doch hat die Regierung nichts damit zu tun, außer wenn sie, wie das Volk, gezwungen ist, 
es sich von denen zu verschaffen, die es beherrschen". 
Seit der Antike war es üblich, die Völker durch Aufrüstung und Kriege auszunehmen, sie 
symbolisch und faktisch bluten zu lassen. Der Bankexperte O. M. Blessing will von Konstan-
tin, dem ersten christlichen Kaiser, bis zum Zweiten Weltkrieg 815 Großkriege gezählt haben 
mit anschließender erbarmungsloser Schröpfung der Überlebenden "durch inflationäre Wäh-
rungsreformen".  
Und während des ganzen 20. Jahrhunderts schürte die gewaltigste Hydra internationaler Fi-
nanzmacht die zwischen diversen Staaten schwelenden Konflikte und hetzte die von ihr mehr 
oder weniger gegängelten und dann mehr oder weniger gebeutelten und gewürgten Gegner 
aufeinander, verursachte sie Kriege mit, einzig und allein, um durch ihre eiskalt abgewogenen 
mörderischen Einsätze noch mehr zu gewinnen, mehr Macht noch und noch mehr Geld. 
Die etablierte Geschichtsschreibung, die mitunter so überheblich wie unlauter auf Objektivität 
insistiert, vernachlässigt noch immer gerade die wirtschaftlichen Komponenten im globalen 
Beziehungsgeflecht, die ökonomischen Faktoren als bestimmende Antriebskräfte, und spart 
die Manipulationen des multinationalen Geldgesindels gewöhnlich gänzlich aus. Sie dient 
meist mehr der Verschleierung geschichtsentscheidender Züge als deren Aufdeckung, dient 
mehr den herrschenden Strömungen und Potentaten als der echten Kritik. 
Man denke doch nur an die deutsche Geschichtswissenschaft dieses Jahrhunderts! ... 
Hitlers inländische Unterstützungen reichten in der Weltwirtschaftskrise von 1929 bis 1933 
bei weitem nicht aus, auch nicht die Gelder, die für ihn der Bankier und spätere Parteigenosse 
SS-Brigadeführer Freiherr von Schröder und die Ruhrindustrie natürlich zu ihren Gunsten 
mobilisierten. 
Auch ein weiterer Großkapitalist wurde zur Rettung Deutschlands aktiv. 1929 appellierte Al-
fred Hugenberg in einem Rundschreiben an 3.000 US-Millionäre, das drohende Chaos in 
Deutschland abzuwenden. Bis 1918 Vorsitzender des Krupp-Direktoriums, dann eigener Kon-
zernchef, eine Art Axel Springer der Weimarer Republik, kooperierte Hugenberg zeitweise 
eng mit Hitler, wurde 1933 Reichswirtschafts- und -ernährungsminister und blieb, bald zu-
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rückgetreten, bis 1945 Mitglied des Reichstags.  
In seinem Brief an die US-Millionäre beschwor der Konzernherr bereits die Gefahr eines 
Krieges mit der Sowjetunion und machte klar, offenbar eigentliches Ziel der Agitation, daß 
man Geld brauchte für eine Partei, die wieder aufrüste. Er schloß seinen Appell: "Unsere Sa-
che ist die Ihre". 
Hugenbergs Aufruf verhallte jenseits des Atlantik nicht ungehört. Es war das Jahr der herauf-
ziehenden großen Wirtschaftspanik, die US-Stahlkonzerne lagen darnieder. Wie hätte da nicht 
das mit einer deutschen Aufrüstung verbundene Geschäft verlocken sollen! Zwar hatte die 
Weimarer Republik die Remilitarisierung bereits eingeleitet, doch im großen Stil konnte man 
dies wohl erst von dem Heil- und Siegbringer aus Braunau erhoffen. 
Daß Hitler die Mittel für seine äußerst intensiven Wahlfeldzüge in den frühen dreißiger Jahren 
weder aus den Beiträgen seiner Genossen noch von den Geldern der deutschen Industrie 
bestreiten konnte, hatten aufmerksame Beobachter bemerkt. Diese Finanzquellen waren nach 
Feststellungen der Preußischen Polizei im Sommer 1930 stark zurückgegangen. Doch gab es 
neben der Parteikasse noch einen Geheimfonds, und amtliche Stellen Berlins hatten auch Hit-
lers Finanzierung durch ausländische Geldgeber längst registriert. 
Daß der deutsche "Führer" käuflich war, ist früh bekannt gewesen. Schon ein Prozeß im 
Sommer 1923 wegen der NSDAP-Finanzierung hatte ergeben, daß der Partei dreimal große 
Geldbeträge aus dem Saargebiet über die Deutsche Bank zugegangen waren. Nach Überzeu-
gung des Gerichts stammten sie von amerikanischer Seite, dem Großindustriellen Henry Ford, 
der lebhaft eine deutsche Aufrüstung wünschte. 
Agenten des langjährigen preußischen Innenministers Carl Severing … hatten seit 1929 aber 
auch Verhandlungen Hitlers mit US-Bankiers im Berliner Hotel Adlon beobachtet, Verhand-
lungen, die dort bis 1933 stattfanden. … 
Severing beauftragte Ende 1931 seinen Staatssekretär Dr. Abegg mit Nachforschungen über 
Hitlers Vorleben und seine ausländischen Finanzquellen. Dabei ergab sich, das Geld für die 
aufwendige Nazipropaganda stammte "nur aus dem Ausland, insbesondere aus den USA". - 
Übrigens hatte Hitler auch einen großen Teil der Waffen für SA und SS nicht von der 
Reichswehr, sondern vom Ausland erhalten. 
An den Konferenzen im Hotel Adlon waren beteiligt: "Bankier Warburg als Treuhänder des 
New Yorker Bankhauses Kuhn, Loeb & Co. sowie eine Gruppe der amerikanischen Ölfinanz. 
Auf deutscher Seite haben an den Verhandlungen teilgenommen Hitler, Göring, Georg Stras-
ser, von Heydt, ein Berliner Rechtsanwalt L. ..." 
Was aber bestimmte Warburg, den Treuhänder von Kuhn, Loeb & Co., von demselben Bank-
haus also, das 1917 die bolschewistische Revolution finanziert hatte, nun Hitler zu finanzie-
ren, und zwar mit der beträchtlichen Summe von 32 Millionen Dollar, 128 Millionen Reichs-
mark, die getarnt über verschiedene Banken, die Banca d'Italia, Rom, die Bank Mendelson & 
Co., Amsterdam und andere, in Hitlers Hand gelangten? 
Nicht nur darüber hinterließ Unterhändler Warburg selbst Aufzeichnungen. Daraus ergibt 
sich, daß die US-Hochfinanz 1929 an ausländische Regierungen und Private Forderungen von 
etwa 85 Milliarden Dollar hatte, und daß sie, wie die US-Regierungen, den Frankreich zu sehr 
begünstigenden Versailler Vertrag mißbilligte.  
Frankreich nämlich bestand auf Reparationen in Gold, nicht in Natura, und alle Deutschland-
Kredite der USA seien über die Reparationen Frankreich zugute gekommen. Nur wenn es kei-
ne Reparationen mehr erhalte, könnten sich Deutschland und auch die USA wieder erholen. 
Zudem fürchteten die Amerikaner die seit dem Rapallo-Vertrag, dieser antiwestlichen De-
monstration, sich entwickelnde Ost-Orientierung Deutschlands, dessen politische und wirt-
schaftliche Beziehungen zur Sowjetunion, ja, sie befürchteten einen bolschewistischen Um-
sturz im Land. Und während Frankreich aus Sicherheitsgründen ein schwaches Deutschland 
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wünschte, wollten die USA ein starkes - wie nach 1945 wieder! 
Bei Beratungen … des eigentlichen Finanzzentrums der Wallstreet, der fünf unabhängigen 
Banken, Vertreter der Royal Dutch, der Standard Oil, Rockefeller jun. u.a. im Sommer 1929 
wurde Warburg schließlich gebeten zu prüfen, ob Hitler für amerikanisches Geld zugänglich 
sei. Als Gegenleistung hätte dieser gegenüber Frankreich eine aggressive Außenpolitik einzu-
leiten, sollte aber "in die wirklichen Motive der amerikanischen Unterstützung nicht einge-
weiht werden". 
Hitler seinerseits habe bei den Verhandlungen in Berlin betont, "daß er mit den Arbeitslosen 
alles machen könne, wenn er ihnen nur Uniformen und Verpflegung gebe ... Auf diese Weise 
werde er Frankreich schon klein bekommen ... Alles hinge vom Geld ab ... Die USA-
Hochfinanz habe doch sicher ein Interesse daran, daß er, Hitler, an die Macht komme, denn 
sonst hätte sie ihm nicht bereits 10 Millionen Dollar übergeben ... Wenn er von der USA- 
Hochfinanz 500 Millionen Mark erhalte, sei er in sechs Monaten fertig."  
Hitler habe auch die Kommunisten als erledigt bezeichnet und erklärt, er werde nun die Sozi-
aldemokraten ausschalten, durch Wahlen oder mit Gewalt. Eventuell komme noch eine Ver-
haftung von Hindenburg, Schleicher, Papen, Brüning in Betracht, aber alles koste Geld, und 
das bisher aus den USA erhaltene sei verbraucht. 
Kurz vor Hitlers überraschendem Wahlsieg 1930, errungen mit einem für deutsche Verhält-
nisse ganz ungewöhnlichen Propaganda-Aufwand, war das große Geld aus dem Ausland ge-
kommen und floß weiter bis zu seiner Machtübernahme 1933. Die Summe von Kuhn, Loeb & 
Co., die ihm zwischen 1929 und 1933 den Weg zur Macht ebnete, war zwar sehr stattlich, 
doch nicht überdimensional, spielte aber die Rolle des "Züngleins an der Waage". Die Wall-
street-Bankiers hatten gut kalkuliert, nicht mehr gegeben als nötig, doch genau so viel. Sind 
sie ja wohl einem Mann wie Hitler, der das ihm wirklich Zugedachte kaum ahnen konnte, gei-
stig weit überlegen gewesen, jedenfalls mehr als charakterlich. 
Informiert über die Recherchen Abeggs waren zunächst Reichskanzler Brüning und General 
von Schleicher, seit 1929 Chef des neu errichteten Ministeramts im Reichswehrministerium 
und am 2. Dezember 1932 selber Reichskanzler.  
Als sich Abegg dann im Frühjahr 1933 in die Schweiz absetzte, beschlagnahmte die SS bei 
einer Durchsuchung seiner Wohnung das Dossier Hitler. Das Duplikat sollte sie ein Jahr spä-
ter bei einer Durchsuchung des Hauses von General Schleicher sicherstellen; der General, ein 
intimer Kenner von Hitlers Auslandsfinanzierung, und seine Frau wurden bei dieser Gelegen-
heit im Zusammenhang mit dem sogenannten Röhmputsch ermordet. Ebenfalls beseitigte man 
seinerzeit einen weiteren Mitwisser von Hitlers geheimen Geldquellen, Georg Strasser, der 
innerhalb der NSDAP antikapitalistische Ideen vertrat und als Führer der sozialistischen Op-
position galt. Hitler hatte ihn gleichwohl 1925 zum Reichsorganisationsleiter der Partei er-
nannt, deren Finanzierung sowohl Strasser wie Schleicher genau bekannt war. 
Selbstverständlich standen die Hitler so verhängnisvoll fördernden ausländischen Geldgeber 
nicht vor dem Nürnberger Tribunal. Selbstverständlich wurden die Dokumente des Abegg-
Archives beim Nürnberger Kriegsverbrecherprozeß nicht zugelassen. Das heikle Thema der 
Hitler-Unterstützung durch die großen Finanzmächte der USA durfte unter keinen Umständen 
auch nur erwähnt werden. Als es der zunächst länger mit Hitler kooperierende Bankier und 
Politiker … Schacht, bis 1937 Reichswirtschaftsminister, bis 1939 Reichsbankpräsident, zur 
Sprache bringen wollte, wurde er rasch zum Schweigen gebracht.  
"Als Schacht", meldete die "Neue Zürcher Zeitung" am 2. Mai 1946, "wiederum auf die Hal-
tung ausländischer Mächte gegenüber der Nazi-Regierung und auf die Hilfe, die sie ihr ange-
deihen ließen, zu sprechen kam, entschied der Gerichtshof, daß diese Dinge mit der Sache 
nichts zu tun hätten und daher unzulässig seien ..." 
Gegen die baden-württembergische Deutsche Gemeinschaft, die 1950 beweiskräftige Doku-
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mente über die Finanzierung der Hitler-Wahlen von 1930 bis 1933 veröffentlicht hatte, wurde 
prozessiert. Diesen Prozeß, doch eine historische Sensation ersten Ranges, gewann die Deut-
sche Gemeinschaft auch, aber keine einzige deutsche Zeitung berichtete darüber zu einer Zeit, 
da die Remilitarisierung Deutschlands schon eingeleitet war. ...<<  
Herbert Ludwig berichtete später (am 30. April 2015) in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die Geldgeber Hitlers (x943/…): >>Von der Wegbereitung des 
Nationalsozialismus durch britisch-amerikanische Finanzkreise 
… Die Finanzierung der NSDAP 
Wenn ein kleiner Gefreiter in vierzehn Jahren aus dem Nichts eine Massenbewegung aufbaut, 
"wenn er eine Hunderttausende zählende Privatarmee wie die SA auszurüsten (die SA hatte 
1924 30.000, 1930 80.000, 1932 220.000, 1933 400.000 und 1934 etwa 4 Millionen Mitglie-
der), auszubilden und zu ernähren vermag und eine gewaltige Propagandamaschinerie inklu-
sive Großveranstaltungen mit hunderttausend Teilnehmern finanziert, wenn er zweimal die 
Woche und später täglich den Völkischen Beobachter herausgeben kann, wenn er ... feudale 
Parteizentralen kauft, Tausende von Flaggen und gleich zwei Flugzeuge aufs Mal - dann muß 
das Geld in Strömen fließen oder gigantische Schuldenberge müssen in die Höhe wachsen. 
Bei Hitler ist beides der Fall. Das Geld fließt überreichlich und reicht doch oft nicht aus." 
Die Quellen liegen noch vielfach im Dunkeln. 
Es ist allgemein bekannt, daß Hitler und die NSDAP schon ab den frühen Zwanzigerjahren 
von deutschen Industriellen finanziell unterstützt wurden. Der springende Punkt besteht je-
doch nach den Erkenntnissen Antony Suttons darin, daß es sich bei den deutschen Industriel-
len, die Hitler finanzierten, überwiegend um Direktoren von Kartellen mit amerikanischen 
Verbindungen, Besitz, Beteiligungen und einer Form von Verbindung durch Tochtergesell-
schaften handelte.  
Die Geldgeber Hitlers waren zum großen Teil nicht Firmen rein deutscher Herkunft bezie-
hungsweise repräsentativ für deutsche Familienfirmen. Außer Thyssen und Kirdorf handelte 
es sich meistens um die deutschen multinationalen Firmen - also IG Farben, AEG, DAPAG 
(Deutsch-Amerikanische Petroleum A.G.) usw. Diese multinationalen Firmen wurden in den 
Zwanzigerjahren durch amerikanische Anleihen aufgebaut und hatten in den Dreißigerjahren 
amerikanische Direktoren und hohe amerikanische Beteiligungen."  
Nach Wolfgang Zdral überwies Henry Ford, ausgewiesener Antisemit und Sympathisant Hit-
lers, jährlich 50.000 RM als Geburtstagsgeschenk auf Hitlers Privatkonto beim Kölner Bank-
haus J. H. Stein. Nicht umsonst wurde Henry Ford von Hitler mit dem Großkreuz des Deut-
schen Adlerordens ausgezeichnet, der höchsten Auszeichnung, die er an Ausländer zu verge-
ben hatte.  
An der Thyssen AG waren Amerikaner nicht beteiligt, doch Fritz Thyssen besorgte 1931 für 
die NSDAP einen Kredit über 250.000 RM bei einer Tochter-Firma der August-Thyssen Bank 
in Holland, die eng mit den finanziellen Interessen der Familie Harriman in New York ver-
flochten war, prominenten Mitgliedern des Finanzestablishments der Wall Street. "Es gibt 
allen Grund zu der Annahme, daß die Harrimans von Thyssens Unterstützung für die Nazis 
wußten." 
In den Jahren 1932-1933 gingen von Friedrich Flick, einem der Direktoren der AEG mit 30 % 
US-Beteiligung, 150.000 RM direkt an die NSDAP. Bei dem berühmte "Kaiserhoftreffen" 
einiger Unternehmer mit Hitler im Mai 1932, darunter von IG Farben und der amerikanischen 
IG Farben, kamen mehr als 500.000 RM zusammen und wurden auf dem Konto von Rudolf 
Heß bei der Deutschen Bank hinterlegt.  
Am 20. Februar 1933 trafen sich im Hause Hermann Göring die Spitzen der deutschen Wirt-
schaft. Hjalmar Schacht sammelte an diesem Ort etwa 1,3 Millionen Reichsmark für das von 
ihm eingerichtete "Sonderkonto Treuhand".  
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Davon sollte Hitlers Wahlkampf für den 5. März finanziert werden. In diese Wahlkampfkasse 
zahlten, so Antony Sutton, Konzerne der US-NS-Connection den Hauptanteil ein. "Innerhalb 
weniger Wochen ... gab es eine untereinander verbundene Sequenz großer Ereignisse: die 
finanzielle Unterstützung prominenter Bankiers und Industrieller zur Wahl 1933, den Reichs-
tagsbrand, die Abschaffung der verfassungsmäßig garantierten Rechte und die darauffolgen-
de Machtergreifung der nationalsozialistischen Partei."  
Es ist sicher kein Zufall, daß die deutschen Industriellen, die in Nürnberg vor Gericht standen, 
so der britische Amerikaner Antony Sutton, "kaum mehr als einen Klaps auf den Hintern er-
hielten. Wir stellen die Frage danach, ob die Nürnberger Prozesse nicht in Washington hätten 
abgehalten werden sollen - mit ein paar wenigen prominenten amerikanischen Geschäftsleu-
ten sowie Nazigeschäftsleuten auf der Anklagebank." …<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete im September 2019 im COM-
PACT-Spezial Nr. 23 (x345/70-71): >>Hitlers Logenbruder 
_ von Guido Grandt 
Ein hochrangiger Freimaurer saß beim "Führer" am Kabinettstisch. Er hatte die Nazis von An-
fang an unterstützt - und war einer der Wegbereiter des Dritten Reiches. Nach dem Krieg hal-
fen ihm seine brüderlichen Verbindungen. 
Der Bankier Hjalmar Schacht (1877-1970) wurde 1906 als Mitglied von der Loge Urania zur 
Unsterblichkeit aufgenommen. Nach dem Zweiten Weltkrieg trat er der Loge Zur Brudertreue 
an der Elbe bei. Dort hieß man ihn 1949 willkommen. Ein leuchtendes Beispiel für humanitä-
ren Geist hatte er zuvor - in einer Zeit, in der beispiellose Verbrechen begangen wurden - al-
lerdings nicht gerade abgegeben. 
"Die Juden müssen sich damit abfinden, daß ihr Einfluß bei uns ein für alle Mal vorbei ist."  
Hjalmar Schacht 
Schacht fungierte von 1923 bis 1930 und von 1933 bis 1939 als Präsident der Deutschen 
Reichsbank, von 1934 bis 1937 war er zugleich Wirtschaftsminister. Danach diente er bis 
1944 als Minister ohne Geschäftsbereich. Bereits 1926 sympathisierte er mit den Nazis, lernte 
1930 Hermann Göring, Joseph Goebbels und Adolf Hitler kennen. Zwei Jahre später unter-
stützte er als Finanzexperte die NSDAP, forderte mit seiner Unterschrift bei einer Eingabe an 
Präsident Hindenburg, den Führer der Nationalsozialisten zum Reichskanzler zu ernennen, 
und half später entscheidend mit, die Aufrüstung zu finanzieren.  
In London führte er sogar Verhandlungen über die "Aussiedlung von Juden", was als soge-
nannter Schacht-Rublee-Plan in die Geschichte einging. Das tat er, obwohl er zunächst den 
Standpunkt vertrat, daß die NS-Rassenpolitik der deutschen Wirtschaft nicht nur schaden, 
sondern sie auch ruinieren würde, weshalb er die diskriminierende Behandlung von Unter-
nehmen mit jüdischen Inhabern grundsätzlich ablehnte. 
Lob für die Nürnberger Gesetze 
Allerdings hieß er die 1935 erlassenen Nürnberger Gesetze ausdrücklich gut: "Ich begrüße … 
die Nürnberger Gesetze, daß er ("der Jude") wieder zurückgedrängt ist in sein, ich kann ruhig 
sagen, Ghetto." Und er teilte das nationalsozialistische Staatsziel, Juden in der Gesellschaft zu 
isolieren. 
Ferner sagte er: "Die Juden müssen sich damit abfinden, daß ihr Einfluß bei uns ein für alle 
Mal vorbei ist. Wir wünschen, unser Volk und unsere Kultur rein und eigen zu halten." An 
anderer Stelle meinte er, daß "kein Jude ... Volksgenosse sein" dürfe und befürwortete die ge-
setzliche Diskriminierung aller deutschen Juden, die sie zu "Staatsbürgern minderen Rechts" 
erklärte.  
Schacht deutete bei einer Rede 1935 in Königsberg auch an, daß er sich mit dem sogenannten 
Blutschutzgesetz anfreunden könne, das eine Heirat zwischen Nichtjuden und Juden verbot 
und zudem jeden außerehelichen Geschlechtsverkehr mit Zuchthaus bestrafte. Der Reichs-
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wirtschaftsminister erhielt zudem das Goldene Parteiabzeichen der NSDAP. 
Dennoch kühlte sich ab 1937 sein Verhältnis zu den Nazis ab. Schacht wurde 1944 wegen der 
Mitverschwörung beim Attentat auf Hitler verhaftet und in einer der sogenannten Prominen-
tenbaracken interniert. Amerikanische Militärstaatsanwälte stellten ihn wegen "Verschwörung 
zur Herbeiführung des Krieges" und der "Teilnahme an den Vorbereitungsmaßnahmen" vor 
das Nürnberger Kriegsverbrechertribunal, wo er freigesprochen wurde.  
Aufgrund des Entnazifizierungsgesetzes galt er den westdeutschen Behörden dennoch als be-
lastet, weil er der "nationalsozialistischen Gewaltherrschaft außerordentliche wirtschaftliche 
Unterstützung" gewährt hatte. Er wurde zu acht Jahren Arbeitslager verurteilt, bis 1948 inhaf-
tiert und im Berufungsverfahren freigesprochen. 1953 gründete er die Außenhandelsbank 
Schacht & Co. in Düsseldorf. 
Christopher Kopper schreibt in seinem Buch Hjalmar Schacht - Aufstieg und Fall von Hitlers 
mächtigstem Bankier: Seine (Schachts) Selbsterklärung, er habe sich dem NS-Regime nur aus 
patriotischen Motiven zur Verfügung gestellt und sei im Amt geblieben, um Schlimmeres zu 
verhüten, war ausgesprochen fragwürdig - aber fand in der alten (und neuen) Verwaltungselite 
und in den führenden Wirtschaftskreisen der Bundesrepublik durchaus Zustimmung."  
1953 veröffentlichte der Bankier seine Memoiren unter dem Titel 76 Jahre meines Lebens, 
die, so Kopper, "voller Ressentiments gegen deutsche wie gegen deutsch-amerikanische Ju-
den" steckten. Der Biograph des Reichsbankpräsidenten schreibt: "Schacht war nach dem 
Krieg zumindest phasenweise stärker antisemitisch eingestellt, als er es während der Herr-
schaft des Nationalsozialismus je war." 
Festes Bruderband 
Noch ein anderes maurerisches Klüngelspiel, das bis jetzt nicht als solches erkannt worden ist, 
spielte sich ab: In der Phase zwischen dem Freispruch des Internationalen Militärtribunals und 
dem Entnazifizierungsverfahren deutscher Behörden gegen ihn fuhr Schacht von Bayern, wo 
seine Anwälte einen "vorläufigen Freibrief" erwirkt hatten, nach Baden-Württemberg zu ei-
nem Freund. Der Nürnberger Polizeipräsident informierte die württembergische Landesregie-
rung von dieser Reise, woraufhin der Minister für Politische Befreiung sofort einen Haftbefehl 
gegen den früheren Reichsminister erließ.  
Doch der liberale Ministerpräsident Reinhold Maier wollte Schachts Verhaftung ohne großes 
Aufsehen verhindern und ließ ihm über Umwegen eine Warnung zukommen. Dennoch wurde 
er festgenommen, weil er den Hinweis nicht ernst nahm. Fakt ist jedoch, daß der Ministerprä-
sidenten ihn illegalerweise warnte. 
Der Vorgang wird verständlich, wenn man weiß, daß Reinhold Maier selbst ein sehr aktiver 
Freimaurer war. Von 1924 bis 1933 war er Mitglied der Loge Zu den 3 Cedern in Stuttgart 
und 1946 sogar Gründungsmitglied der Stuttgarter Loge Furchtlos und Treu, der er bis zu sei-
nem Tod angehörte. Er versuchte also seinem Logenbruder Schacht aus der Klemme zu hel-
fen. Unter anderem zu diesem Zweck war ja auch das "Bruderband" geknüpft worden. Skan-
dalös! 
"Ein weiterer Fleck in der Geschichte der deutschen Freimaurer."  
Journalist Tom Goeller 
"Bruder" Hjalmar Schacht stellt zweifellos für die Geschichte der deutschen Freimaurer eine 
Belastung dar", bekennt Freimaurer und Journalist Tom Goeller daher auch reumütig. In sei-
nem Buch Freimaurer - Aufklärung eines Mythos hält er fest: "Unabhängig von den gerichtli-
chen Freisprüchen hätte er 1949 nicht mehr in eine Loge aufgenommen werden dürfen. Denn 
es ist unstrittig, daß er ein entscheidender Steigbügelhalter auf Hitlers Weg zur Macht war. 
Das alleine hätte genügen müssen, ihn aus der Freimaurerei für immer auszuschließen.  
Leider muß indes vermutet werden, daß sich die Hamburger Loge "Zur Brudertreue an der 
Elbe" 1949 eher geschmeichelt fühlte, einen "namhaften" Freimaurer zu ihren Mitgliedern 
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zählen zu können, als einen Helfershelfer Hitlers zu bannen; ein weiterer Fleck in der Ge-
schichte der deutschen Freimaurer." 
Freimaurer und NS 
Die NSDAP machte von Anfang an Front gegen die deutschen Logen. Hierbei tat sich vor 
allem Chefideologe Alfred Rosenberg hervor, der die Freimaurer im Völkischen Beobachter 
"künstliche Juden" nannte, ihnen eine "volklose Weltanschauung" unterstellte und von einer 
"freimaurerischen Völkerbunddiktatur über Europa" fabulierte. Er kam zu dem Schluß: "Des-
halb darf kein Maurer der NSDAP angehören und umgekehrt." In den von der Organisations-
abteilung der Partei herausgegebenen Schulungsbriefen  hieß es am 15. März 1931: "Die 
Feindschaft des Bauern gegen den Freimaurer als Judenknecht muß bis zur Raserei aufgesta-
chelt werden."  
Nach 1933 paßten sich viele Logen den NS-Machthabern an, um ein Verbot abzuwenden. 
Doch das half nichts: Am 17. August 1935 ordnete Innenminister Wilhelm Frick das Verbot 
der Freimaurerei in Deutschland an. Manche Logenhäuser wurden in "Freimaurermuseen" 
umgewandelt.  
Bekannte Freimaurer, die Opfer des NS-Regimes wurden, waren beispielsweise der Schrift-
steller Carl von Ossietzky sowie die Sozialdemokraten Julius Leber und Wilhelm 
Leuschner.<< 
Obgleich die deutsche Reichsanstalt für Arbeitslosenversicherung fast zahlungsunfähig war, 
weigerten sich die Sozialdemokraten - aus Rücksicht auf die Einsprüche des Allgemeinen 
Deutschen Gewerkschaftsbundes, die Sozialleistungen zu kürzen bzw. die Arbeitslosenversi-
cherungsbeiträge auf 3,75 % zu erhöhen (x034/454).  
Die letzte SPD-Regierung - unter Führung des Reichskanzlers Hermann Müller - trat darauf-
hin am 27. März 1930 trotz ausreichender Mehrheit wegen dieser ungelösten Finanzierungs-
probleme zurück. Der völlig unnötige Rücktritt des Reichskabinetts Hermann Müller be-
schleunigte nachweislich den Untergang der Weimarer Republik.  
Nach dem Rücktritt der letzten SPD-Regierung folgten nur noch Präsidialkabinette, die auf-
grund fehlender Reichstagsmehrheit mit Hilfe von Notverordnungen regierten. Diese machtlo-
sen Minderheitsregierungen schwächten die Autorität der demokratischen Reichsregierung 
entscheidend und erleichterten letzten Endes Hitlers "Machtübernahme" (x051/393). 
Am 30. März 1930 wurde Heinrich Brüning zum Reichskanzler ernannt. Da die "Brüning-
Regierung" - Kabinett der bürgerlichen Mitte, ohne Fraktionsbindung - über keine Reichstags-
mehrheit verfügte, regierte man mit Hilfe von Notverordnungen gemäß Artikel 48 der Verfas-
sung. 
Der deutsche Publizist Hellmut von Gerlach schrieb am 2. Juni 1930 über die Folgen der Ar-
beitslosigkeit (x034/466): >>Das wachsende Mißvergnügen über die Fortdauer der Wirt-
schaftskrise füllt die Reihen der extremen Parteien, insbesondere der kommunistischen auf der 
Linken und der Rassisten auf der Rechten. ...<<  
Als der Reichstag einem Antrag auf Aufhebung der Notverordnung vom 16.07.1930 mit 
236:221 Stimmen zustimmte, kündigte Reichskanzler Brüning am 18. Juli 1930 völlig überra-
schend die Auflösung des Reichstages an. Obwohl die deutsche Reichsregierung über eine 
arbeitsfähige, bürgerliche Mehrheit verfügte, mußte die Reichstagswahl vorgezogen werden 
(x063/562). Brüning unterstützte mit dieser katastrophalen Fehlentscheidung nachweislich 
Hitlers Aufstieg, denn angesichts der dramatischen Wirtschaftslage und der drastischen Spar-
maßnahmen erhielten NSDAP und KPD zwangsläufig erhebliche Stimmenanteile der Pro-
testwähler.  
Die Zeitung "Der Mittag" berichtete am 20. August 1930 (x034/481): >>... Der Weg Hitlers 
würde unser Elend unermeßlich vergrößern, würde das erzielen, was selbst Versailles nicht 
erreichen konnte: Die Vernichtung Deutschlands ...<<  
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Infolge der dramatisch steigenden Massenarbeitslosigkeit und der weitverbreiteten Existenz-
angst erreichte die NSDAP bei den Reichstagswahlen am 14. September 1930 bereits 18,3 % 
und 107 Reichsmandate. Reichskanzler Brüning blieb zwar weiterhin im Amt, aber nach der 
schweren Wahlniederlage, fand er später oftmals keine Abstimmungsmehrheit.  
Ein britischer Zeitungsverleger … schrieb am 25. September 1930 in der Londoner "Daily 
Mail" über das Ergebnis der deutschen Reichstagswahl vom 14.09.1930 (x034/488): >>Der 
glänzende Erfolg der Deutschen Nationalsozialistischen Arbeiterpartei ... wird heraustreten als 
der Anfang einer neuen Epoche. ...<<  
Die "Welt am Montag" berichtete am 6. Oktober 1930 über die vorgezogenen Reichstagswah-
len im September 1930 (x245/286): >>Dem Ausland waren die Ausmaße des Hitlerischen 
Wahlsieges natürlich eine noch größere Überraschung als dem Inland, da es auf ein starkes 
Anschwellen der nationalsozialistischen Stimmen gefaßt gewesen war. Die Welt zerbricht 
sich den Kopf darüber, worauf die Verneunfachung der Hitlerstimmen zurückzuführen ist. Die 
verschiedensten Deutungen kommen zum Vorschein. 
Die Deutschland besonders wohlgesinnte Presse des Auslandes führt vielfach als Hauptgrund 
die riesige Arbeitslosigkeit an. "Deutschland hat drei Millionen Arbeitslose, sie haben fast 
sämtlich nationalsozialistisch gewählt. Ergo." So konnte man wörtlich in Paris und anderswo 
lesen. ... 
Die Hitlerwähler setzen sich aus zwei Kategorien zusammen: einer kleinen Minderheit von 
Nationalsozialisten, die auf das Hakenkreuz eingeschworen sind, und einer riesigen Mehrheit 
von Mitläufern.  
Keine andere deutsche Partei ist so labil wie die nationalsozialistische, d.h. bei keiner anderen 
ist das Mißverhältnis zwischen Stammkunden und Laufkunden ebenso groß. Sozialdemokra-
tie, Kommunisten, Zentrum, Demokraten, Volkspartei - überall gibt es Schwankungen, recht 
erheblich vielleicht. Aber bei keiner anderen Partei ist es denkbar, daß eine plötzliche Ver-
neunfachung erfolgt, die vielleicht bei der nächsten Wahl von einer Drittelung abgelöst wird. 
Die Nationalsozialisten haben ja schon einmal den Wechsel von Hoch auf Tief erlebt. Aus den 
32 Abgeordneten von 1924 wurden die 12 von 1928. Wieviel werden aus den 107 von 1930 
werden? 
Das hängt ganz von den Umständen ab. Scheint der deutschen Wirtschaft wieder einmal die 
Sonne, so schmelzen die Hitlerwähler wie Schnee dahin. Die 6 ½ Millionen werden ja durch 
kein inneres Band zusammengehalten. Sie sind zu neun Zehnteln nicht Wähler für, sondern 
nur Wähler gegen. 
Dabei soll nicht verkannt werden, daß Hitler, der ein ausgezeichneter Organisator mit Sugge-
stivkraft ist, über eine ihm blind ergebene Kerntruppe von einigen hunderttausend Mann, 
meist recht jugendlichen Truppen verfügt. ... 
Idealisten mit verwirrtem Kopf und Landsknechte ohne Kopf, insgesamt ein paar hunderttau-
send Mann, das ist Hitlers Kerntruppe. ...<<  
Im Jahre 1930 forderte die britische Zeitung "Manchester Guardian" die Aufnahme der Nazis 
in die Regierung, da diese als zweitgrößte Partei ein moralisches bzw. verfassungsmäßiges 
Anrecht hätten (x025/129).  
Die britische Zeitung "The Times" hielt die Nazis damals ebenfalls für normale, wenn auch 
etwas rauhe und unerfahrene Politiker, die durch Regierungsverantwortung automatisch zur 
Mäßigung gebracht würden (x025/129). 
Im Verlauf der Weltwirtschaftskrise geriet die deutsche Wirtschaft in immer größere Schwie-
rigkeiten. Fast alle kurz- und mittelfristigen Auslandskredite wurden gekündigt und sofort 
zurückgefordert. Die große Deutsche Depression verursachte in wenigen Monaten Tausende 
von Firmenpleiten, leitete einen rasanten Anstieg der Arbeitslosigkeit ein und begünstigte die 
politische Radikalisierung innerhalb des Deutschen Reiches.  
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Von April 1930 bis Dezember 1930 stieg die Zahl der Arbeitslosen von 2,9 Millionen auf 4,0 
Millionen.  
Prof. Dr. Reinhart Beck schrieb später über die Wahlerfolge der NSDAP (x051/405-406): 
>>... Die Wahlerfolge 1930-33 verdankte die NSDAP weniger ihrer Programmatik, die sich 
inhaltlich nur wenig von der anderer rechtsradikaler Parteien unterschied, sondern, neben der 
Unterstützung durch die … Harzburger Front, vor allem der Art ihres politischen Kampfes 
und den Mitteln, die sie dabei einsetzte: ihrer Propaganda und ihrem Terror.  
Die nationalsozialistische Propaganda appellierte an die Emotionen, Vorurteile und Ängste 
der Menschen, die sie nicht als Einzelne, sondern als Masse sah und erfaßte. Sie arbeitete, wie 
es Hitler schon in "Mein Kampf" gefordert hatte, mit wenigen einprägsamen, gefühlshaltigen 
Formeln, vereinfachenden Schlagworten und eingängigen Parolen und wiederholte diese stän-
dig; sie manipulierte, statt zu argumentieren und zu informieren.  
Dadurch und durch den geschickten Einsatz moderner technischer Mittel und Medien - Farbe, 
Musik, Fahnen, politische Symbole usw., durch Massenaufmärsche und -umzüge, die dema-
gogischen Fähigkeiten vor allem Hitlers und Goebbels' und noch mehr durch deren skrupello-
sen Einsatz sowie den um Hitler und seine Person wirksam entfalteten Führerkult war die 
Propaganda des Nationalsozialismus der politischen Werbung der anderen Parteien weit über-
legen.  
Wirksam war die nationalsozialistische Propaganda vor allem beim Bürgertum, insbesondere 
beim mittelständischen Kleinbürgertum - selbständige Gewerbetreibende, Handwerker, Ange-
stellte, Bauern. Der republikanischen Staatsform von Anfang an ablehnend gegenüberstehend, 
weiterhin autoritär-obrigkeitsstaatlich, wenn nicht monarchistisch gesonnen, sahen diese Ge-
sellschaftsgruppen durch die Weltwirtschaftskrise die ökonomischen Grundlagen ihrer Exi-
stenz gefährdet und sich von sozialem Abstieg bedroht.  
Sie waren so allzu gerne bereit, den nationalsozialistischen Parolen von den jüdischen und 
marxistischen "Novemberverbrechern" … und von den unfähigen und "korrupten" demokrati-
schen Parteien und Politikern Glauben zu schenken und ihrem Versprechen vom Wiederauf-
stieg Deutschlands zu nationaler Größe, von der Beseitigung der Arbeitslosigkeit und der 
Überwindung der Wirtschaftskrise.  
War es Aufgabe der nationalsozialistischen Propaganda, dem Nationalsozialismus Anhänger 
zu gewinnen, diesen Siegeszuversicht einzuflößen und sie ständig neu für seine Ziele und ge-
gen das "System" von Weimar zu mobilisieren, so hatte der vor allem von den paramilitäri-
schen Verbänden der NSDAP, insbesondere von der Sturmabteilung, ausgeübte Terror die 
Funktion, in der Öffentlichkeit Schrecken zu verbreiten, die staatlichen Organe und politi-
schen Gegner einzuschüchtern und ihren Widerstand zu lähmen, zugleich aber auch den eige-
nen Mitgliedern und Anhängern ein Bild von der Geschlossenheit, Kraft und Willensstärke 
der nationalsozialistischen Bewegung zu vermitteln.  
Zahlreiche blutige, oft bürgerkriegsartige Straßenkämpfe, vor allem zwischen Nationalsoziali-
sten und Kommunisten und deren bewaffneten Verbänden, prägten so ab 1930 die politischen 
Auseinandersetzungen in Deutschland. …<<  
Obgleich sich der "Stahlhelm", die NSDAP und die KPD in Preußen verbündeten, um den 
preußischen Landtag per Volksentscheid aufzulösen, erhielt man am 9. August 1931 nicht die 
erforderliche Mehrheit von 50 %, sondern lediglich 37,1 % (x034/545). 
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über die damalige Zu-
sammenarbeit zwischen NSDAP und KPD (x063/563): >>Das Bündnis zwischen der Kom-
munistischen und der Nationalsozialistischen Partei trug zur Unterhöhlung der Republik bei. 
... Dialektisch ... galt nicht der Nationalsozialismus als Hauptfeind, denn er bereitete ja den 
Weg für Sowjetrußland vor. Hauptfeind waren die Weimarer Republik und die Sozialdemo-
kratie, weil sie die "Einheit der Arbeiterklasse" verhinderten. 
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Morde und blutige Straßenkämpfe haben die Kommunistische und die Nationalsozialistische 
Partei nicht abgehalten, zur Zerstörung der Republik zusammenzuarbeiten. Das wurde etwa 
am 9. August 1931 offenkundig, als beide Parteien im Bündnis mit den Deutschnationalen 
einen Volksentscheid zum Sturze der preußischen Regierung veranstalteten. ... Trotzdem 
schlug das Unternehmen fehl, weil viele der Kommunisten sich der morbiden Überlegung 
Moskaus versagten, das der Nationalsozialismus zur Macht kommen müsse, um Sowjet-
deutschland zu gebären.<<  
Reichsminister Gottfried R. Treviranus warnte am 22. August 1931 nach einem Gespräch mit 
Hitler (x034/547): >>... Gnade Deutschland, wenn dieser Führer zum Zuge kommt ...<<  
Während der Tagung des Exekutivausschusses der Komintern legte der sowjetische Referent 
für Deutschlandfragen, Manuilsky, am 15. Dezember 1931 in Moskau die zukünftige Politik 
der Deutschen Kommunistischen Partei fest (x063/564): >>Der Hauptfeind ist nicht Hitler, 
sondern der Hauptfeind ist das System Severing, Brüning, Hindenburg. ...  
Mit Hitlers Hilfe werden wir zunächst den sozialdemokratischen Parteiapparat und den Brü-
ningschen Staatsapparat zertrümmern. ... Im gegenwärtigen Abschnitt der Entwicklung der 
deutschen Revolution ist Hitler unser unzweifelhafter Bundesgenosse.<<  
Stalin war schon frühzeitig davon überzeugt, daß ein Sturz der Deutschen Republik und Hit-
lers Machtübernahme unweigerlich zum Zweiten Weltkrieg führen würde. Die geheimen 
Bündnisse der KPD und NSDAP förderten bzw. beschleunigten den Untergang der Weimarer 
Republik.  
Hitler und das rechtsradikale NS-Regime waren für Stalin ein unglaublicher Glücksfall, denn 
ab 1933 zerschlug das NS-Regime alle demokratischen Parteien, Gewerkschaften und sonsti-
gen Organisationen des Deutschen Reiches. Mit der gewaltsamen Auflösung sämtlicher de-
mokratischen Einrichtungen und Verbände räumte Hitler frühzeitig alle natürlichen Feinde 
des linksradikalen Stalinismus aus dem Weg. Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges fiel es 
den Sowjets nicht besonders schwer, in Mitteldeutschland die sogenannte "Einheit der deut-
schen Arbeiterklasse" zu verwirklichen, denn eine ernstzunehmende Opposition gab es dank 
Hitlers "guter Vorarbeit" nicht mehr.  
Stalin übernahm später z.B. auch Hitlers "Generalplan Ost". Der entscheidende Unterschied 
bestand nur darin, daß die deutschen Volkstumsgrenzen nicht um 500 km nach Osten, son-
dern" um 500 km nach Westen verlagert wurden.  
1931 waren in Deutschland im Jahresdurchschnitt 4.520.000 Personen bzw. 23,9 % arbeitslos 
(x149/60). Die industrielle Produktion des Deutschen Reiches verminderte sich im Jahre 1931 
gegenüber 1928 um 30 % und es ereigneten sich mehr als 17.000 Firmenpleiten und Konkur-
se. Infolge der Kündigung weiterer US-Kredite standen die deutschen Großbanken kurz vor 
dem Zusammenbruch.  
Da der Staat zahlungsunfähig war, mußte die deutsche Regierung verstärkt Staatseigentum 
verschleudern. Obwohl im Deutschen Reich überall Hunger, Not und Elend herrschten, wur-
den die öffentlichen Ausgaben und sozialen Leistungen drastisch gekürzt.  
Im Winter 1931/32 richtete man das sogenannte "Winterhilfswerk" ein, um die größte Not des 
riesigen Arbeitslosenheeres zu lindern. Die 1. Sammlung erbrachte Spenden im Wert von 42,0 
Millionen Mark.  
Nach der Inflation von 1922/23 büßten besonders die "kleinen Leute" abermals ihre mühselig 
erarbeiteten Sparguthaben ein. Die ratlosen, verzweifelten Deutschen fragten sich, wie sie aus 
dieser hoffnungslosen Lage kommen sollten. Spätestens jetzt verloren große Teile des deut-
schen Volkes endgültig das letzte Vertrauen und den Glauben an die demokratischen Politiker 
der Weimarer Republik. Die Tage der glücklosen Weimarer Republik waren danach gezählt. 
Die "Leipziger Volkszeitung" verlangte am 6. Januar 1932 die Ausweisung des ausländischen 
Hochverräters Hitler. 
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Hindenburg erklärte sich am 15. Februar 1932 trotz seines Alters von 84 Jahren bereit, noch-
mals für den Posten des Reichspräsidenten zu kandidieren (x034/578): >>... (Er habe es) nicht 
für verantwortbar gehalten, ... seinen Posten in schwerer Zeit eigenmächtig zu verlassen! ...<<  

 
Abb. 62 (x065/379): Im Chaos der Weltwirtschaftskrise sahen die Verzweifelten und 
Enttäuschten im Jahre 1932 in Adolf Hitler ihre letzte Hoffnung. 
Am 15. Februar 1932 waren im Deutschen Reich 6.127.000 Menschen arbeitslos. 
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Der KPD-Vorsitzende Ernst Thälmann erklärte während der Plenartagung des Zentral-
Komitees am 19. Februar 1932 (x243/34): >>Am klarsten hat Genosse Stalin schon im Jahre 
1924 die beiden Flügel (SPD und NSDAP) gekennzeichnet, indem er von ihnen als Zwillin-
gen sprach, die einander ergänzen. ... 
Warum müssen wir den Hauptstoß gegen die Sozialdemokratie richten? ... Sie ist ... die ge-
fährlichste Stütze der Feinde der Revolution, ... der aktivste Faktor der Faschisierung. ...  
Die Sozialdemokratie schlagen, das ist gleichbedeutend damit, ... die proletarische Revolution 
zu schaffen. ... Verhandlungen der KPD mit der SPD ... darf es nicht geben. ...<< 
Nach mehreren vergeblichen Versuchen erhielt der ehemalige Österreicher Hitler endlich die 
dringend erforderliche deutsche Staatsbürgerschaft. Am 25. Februar 1932 wurde der angebli-
che "Schriftsteller" Adolf Hitler durch das Braunschweigische Staatsministerium zum Regie-
rungsrat des Landeskultur- und Vermessungsamtes der Stadt Braunschweig ernannt und als 
Sachbearbeiter bei der Braunschweigischen Gesandtschaft in Berlin beschäftigt.  
Goebbels berichtete am 28. Mai 1932 über die damaligen Zustände im Preußischen Landtag 
(x191/52-53): >>Im Plenum kommt es zum Ausbruch der bis zur Siedehitze angespannten 
Erregung. Einer von uns wird von den Kommunisten als Mörder beschimpft. Der bolschewi-
stische (!) Fraktionsführer Pieck provoziert auf das maßloseste von der Rednertribüne herab.  
Ein Kommunist schlägt einem Parteigenossen mitten ins Gesicht. Das ist das Signal zur Ab-
rechnung. Sie ist kurz, aber bündig, und wird mit Tintenfässern und Stühlen ausgefochten. In 
3 Minuten sind wir allein im Saal. Die Kommunisten sind herausgeprügelt, während die Mit-
telparteien in der vorzeitigen Flucht ihr Heil gesucht haben.  
Unsere Fraktion singt das Horst-Wessel-Lied. 8 Schwerverletzte aus verschiedenen Parteien. 
Das war ein warnendes Beispiel. So allein kann man sich Respekt verschaffen. Das Plenum 
bietet den Anblick einer grandiosen Verwüstung.  
Wir stehen als Sieger auf den Trümmern. ...<< 
Der deutsche Historiker Heinrich Bennecke schrieb später über eine Rede des deutschen 
Reichskanzlers Brüning vor ausländischen Journalisten vom 28. Mai 1932 (x245/289-290): 
>>Obgleich der deutsche Reichskanzler mit der Bemerkung begann, daß er allein "zu inner-
deutschen Problemen Stellung nehmen" wolle, war klar, daß Brüning, der zugleich deutscher 
Außenminister war, mit seiner Rede außenpolitische Absichten verband.  
Neue Reparationsverhandlungen standen bevor, und Presse und Diplomaten des Auslandes 
sollten auf die außerordentlichen wirtschaftlichen Schwierigkeiten Deutschlands eindringlich 
hingewiesen werden: "Das fundamentale Problem, das uns - fast wörtlich genommen - Tag 
und Nacht beschäftigt, ist das Problem der Arbeitslosen."  
Diese "neue Plage der Menschheit" habe Deutschland mit einer "unheimlich drückenden 
Schwere" getroffen. Unter den 6 Millionen Arbeitslosen, "deren Geschick die gleiche Anzahl 
von Angehörigen" teile - also insgesamt ein Fünftel des deutschen Volkes - befänden sich 2 
Millionen - also zwei Drittel der Arbeitslosen - die jünger als 25 Jahre seien. Das bedeute, daß 
diese jungen Menschen, "die das Leben vor sich haben", keine Arbeitsstätten finden könnten.  
Seine Zuhörer fragte der deutsche Reichskanzler: "Wundert Sie, meine Damen und Herren, 
daß in den Herzen und Sinnen dieser Jugendlichen ein Radikalismus aufquillt, der nur von 
Untergang und der Zerschlagung alles Bestehenden Besserung erwartet und auf ihn ihre trieb-
mäßigen Hoffnungen setzt?" 
Zudem sei die Höhe der Unterstützung der Arbeitslosen innerhalb von 4 Jahren "pro Unter-
stützungsempfänger mit Familienzuschlägen" von annähernd 90 Mark auf fast die Hälfte, 
"etwa 50 Mark zurückgegangen". Dieser Satz stelle, angesichts der Notwendigkeit, "daß damit 
alle Ausgaben auch der Wohnung usw. bestritten werden müssen, in unserem Klima und bei 
den Lebensbedingungen in Deutschland einen erschreckenden Tiefstand dar." 
Die Schlußfolgerung aus diesen bedrückenden Umständen lautet: "Bei einem gewissen 
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Tiefstand der Lebenshaltung verschwindet mit psychologischer Zwangsläufigkeit die Ge-
neigtheit, irgendwelcher Belehrung, irgendwelcher Argumente der Staatspolitik oder der Ver-
nunft zugänglich zu sein. ...<<  
Reichspräsident Hindenburg forderte Reichskanzler Brüning am 29. Mai 1932 in Berlin zum 
Rücktritt auf. 
Hermann Pünder, Staatssekretär der Reichskanzlei, schrieb damals über dieses außerordentli-
che, erstaunliche Ereignis (x034/593): >>Der Vortrag hat stattgefunden. Das Spiel ist aus.<<  
Reichskanzler Heinrich Brüning, der sich unermüdlich für die Wiederwahl Hindenburgs ein-
gesetzt hatte, mußte am 30. Mai 1932 mit dem Kabinett der bürgerlichen Mitte zurücktreten, 
weil Hindenburg ihn nicht mehr unterstützte. Reichskanzler Brüning fiel letzten Endes den 
Intrigen der Berater des Reichspräsidenten, wie z.B. Franz von Papen, General von Schlei-
cher, und dem Widerstand der ostdeutschen Großgrundbesitzer zum Opfer.  
Reichspräsident Hindenburg führte nach Brünings Rücktritt umgehend Gespräche mit den 
SPD-Politikern Löbe, Wels und Breitscheid sowie Hitler und Göring von der NSDAP, um 
eine neue Regierung zu bilden. 
Der Diplomat und Schriftsteller Harry Graf Kessler berichtete am 30. Mai 1932 über den 
Rücktritt des Reichskanzlers Brüning (x034/596): >>... Der heutige Tag bedeutet das vorläu-
fige Ende der parlamentarischen Republik.<<  
Reichspräsident Hindenburg ernannte am 1. Juni 1932 den rechten Zentrumspolitiker Franz 
von Papen zum neuen deutschen Reichskanzler. Papen, der höchstens von 10 % der 
Reichstagsabgeordneten unterstützt wurde, regierte zwangsläufig nur noch mit Notverordnun-
gen. 
Am 4. Juni 1932 genehmigte Hindenburg den Vorschlag des Reichskanzlers Papen, den 
Reichstag aufzulösen und Neuwahlen auszuschreiben. 
Am 17. Juli 1932 ereigneten sich in Altona bei Hamburg gewaltsame Zusammenstöße zwi-
schen SA und SS, Polizei und KPD. Bei den brutalen Gewalttaten kamen 18 Menschen zu 
Tode und 68 wurden verletzt (x034/603). 
Reichskanzler Franz von Papen führte am 20. Juli 1932 einen gewaltsamen Staatsstreich 
durch, als er die preußische SPD-Landesregierung unter Ministerpräsident Otto Braun kurzer-
hand durch Reichspräsident von Hindenburg - mit Hilfe einer Notverordnung gemäß Artikel 
48 der Verfassung - beseitigen bzw. absetzen ließ.  
Reichskanzler Franz von Papen begründete die widerrechtliche Amtsenthebung der preußi-
schen Landesregierung später mit der Gefährdung der öffentlichen Sicherheit - Straßenkämpfe 
zwischen Nationalsozialisten und Kommunisten sowie Prügeleien, die während der preußi-
schen Parlamentsdebatten von den Nationalsozialisten und Kommunisten provoziert wurden. 
Durch die Ausschaltung der seit jeher besonders verfassungstreuen preußischen Regierung 
und der äußerst disziplinierten preußischen Beamtenorganisationen wurden die letzten gefähr-
lichen Gegner der NSDAP gewaltsam aus dem Weg geräumt.  
Nach dem sogenannten "Preußenschlag" verhängte Reichskanzler von Papen den Ausnahme-
zustand über Berlin sowie die Provinz Brandenburg und übernahm als "Reichskommissar" die 
Führung des preußischen Ministerpräsidiums.  
Anstatt diesen Staatsstreich gewaltsam niederzuschlagen, rief die preußische Regierung da-
mals nur den deutschen Staatsgerichtshof an. In der Folgezeit wurden in Preußen ungezählte 
"unbequeme Mitarbeiter" aus dem öffentlichen Dienst entlassen. Die Beseitigung der demo-
kratischen preußischen Regierung und der demokratischen Mitarbeiter der preußischen Ver-
waltung erleichterte der NSDAP zweifelsfrei die spätere "Machtergreifung".  
Mit diesem Verfassungsbruch bzw. Hochverrat versuchte Reichskanzler von Papen jedoch 
vergeblich, Hitler zur Tolerierung seines Minderheitskabinetts zu gewinnen. 
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Joseph Goebbels berichtete am 20. Juli 1932 in seinem Tagebuch (x034/604): >>Alles rollt 
programmgemäß ab.<<  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über den "Preußen-
schlag" (x063/569-570): >>Der 20. Juli war der Schicksalstag der Deutschen Republik. Alles 
spätere baut folgerichtig darauf auf. Nur offener Widerstand unter Führung der preußischen 
Regierung hätte das Unheil abwenden können.  
Die Regierung hätte sich auf die Gewerkschaften, die Arbeiterschaft, den überparteilichen 
Schutzbund zur Verteidigung der Republik, das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold, die preußi-
sche Polizei und auf die Unterstützung anderer deutscher Länder verlassen können.  
Die Staatsregierungen, mit denen sogleich Verhandlungen aufgenommen wurden, waren um 
so bereiter zur Zusammenarbeit, als sie erkannten, daß auch ihre Stellung durch Papens 
Staatsstreich gefährdet war. Der hessische Minister Wilhelm Leuschner lud ... die preußische 
Regierung nach Darmstadt ein. Die Stadt lag innerhalb der entmilitarisierten Zone, die die 
Regierung Papen damals zu verletzen nicht gewagt hätte.  
Als eine Art von Exilregierung auf deutschem Boden sollte das preußische Kabinett von 
Darmstadt aus den Aufruf an alle deutschen Regierungen und verfassungstreuen Kräfte rich-
ten, sich gegen Papen zusammenzuschließen. Die bayerische Staatsregierung hatte ... bereits 
zugesichert, sie würde dann sofort ablehnen, die von Papen Ernannten im Reichsrat als recht-
mäßige Vertreter Preußens anzuerkennen. 
Den preußischen Ministern kann der Vorwurf nicht erspart werden, daß sie das Unrecht 
kampflos hinnahmen. Sie wollten kein Blut vergießen, sagte Innenminister Carl Severing. 
Aber verhältnismäßig geringe Opfer zu jener Zeit hätten Deutschland und der ganzen Welt 
später Hekatomben von Blut erspart. 
Die preußischen Minister haben in edlem, aber wirklichkeitsfremdem Vertrauen auf die De-
mokratie gemeint, die Reichstagswahlen vom 31. Juli würden die Regierung Papen wiederum 
in eine so hoffnungslose Minderheit versetzen, daß es mit ihrer Macht ganz von selber zu En-
de sei. Das stellte sich bald als Illusion heraus. ...<<  
Bei den Reichstagswahlen am 31. Juli 1932 wurde die NSDAP mit 37,3 % und 230 von 608 
Reichsmandaten stärkste Partei. Die Kommunisten errangen 89 Mandate, die SPD 133, Zen-
trum 75, DNVP 37 und BVP 22 Mandate (x089/413).  
Reichspräsident Hindenburg lehnte den "böhmischen Gefreiten", wie er Hitler geringschätzig 
nannte, jedoch weiterhin entschieden ab.  
Trotz gewaltiger Arbeitslosigkeit, Not, Volksverhetzung, Ratlosigkeit und lähmender Ver-
zweiflung endete die vorgezogene Reichstagswahl am 6. November 1932 mit Hitlers Nieder-
lage. Die NSDAP verlor über 2,0 Millionen Stimmen bzw. 34 Mandate und erhielt nur noch 
196 Mandate bzw. 33,1 % von 584 Sitzen.  
Joseph Goebbels berichtete am 6. November 1932 in seinem Tagebuch (x034/620): >>Wir 
haben eine Schlappe erlitten.<<  
Da die Neuwahl im November 1932 keine Mehrheit brachte und Hindenburg weitere diktato-
rische Vollmachten ablehnte, trat Reichskanzler Franz von Papen am 17. November 1932 mit 
seinem gesamten Kabinett zurück.  
Reichspräsident Hindenburg sprach sich gegen Franz von Papen aus und beauftragte am 2. 
Dezember 1932 Kurt von Schleicher mit der Bildung einer neuen Regierung. 
Reichspräsident Hindenburg ernannte Generalmajor Kurt von Schleicher, der nach Reichs-
kanzler Brüning auch den unerwartet reaktionären Reichskanzler Papen zu Fall bringen konn-
te, am 3. Dezember 1932 zum letzten Reichskanzler der Weimarer Republik.  
Im Reichstag fand am 7. Dezember 1932 eine Massenschlägerei zwischen NSDAP- und KPD-
Anhängern statt.  
Schleicher, der ständig einen gewaltsamen Umsturzversuch durch die NSDAP oder KPD be-
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fürchtete, versuchte damals den gemäßigten NSDAP-Politiker Gregor Strasser zu überreden, 
eine Spaltung der NSDAP herbeizuführen. Gregor Strasser lehnte Schleichers Angebot jedoch 
ab. Schleichers Bemühungen, die deutschen Gewerkschaften zu gewinnen, scheiterten später 
ebenfalls wegen Ablehnung der SPD-Führung.  
Im Jahre 1932 waren in Deutschland im Jahresdurchschnitt 5.575.000 Personen arbeitslos 
(x149/60).  
Die deutsche Historikerin Birgit Wulff schrieb später über die "Arbeitslosigkeit" vor der NS-
Machtergreifung (x051/35-36): >>Arbeitslosigkeit ... Zum Zeitpunkt der Machtergreifung gab 
es im Deutschen Reich 6.013.612 Arbeitslose. Das entsprach einer Quote von rund 19 %. 
Damit hatte die Arbeitslosigkeit ihren Höhepunkt vom Jahr 1932 bereits überschritten: Jah-
resgipfel: 6,2 Millionen, Durchschnitt: 5,5 Millionen.  
Die wirtschaftliche Depression und die sie begleitende Massenarbeitslosigkeit waren durch 
die Weltwirtschaftskrise verursacht, die neben den USA vor allem Deutschland besonders hart 
getroffen hatte. Insbesondere kaufmännische Angestellte, ungelernte Arbeiter, Arbeiter in der 
Eisen- und Metallerzeugung sowie Baufacharbeiter litten unter der Krise.  
In den Statistiken tauchten nur die bei den Arbeits- und Wohlfahrtsämtern gemeldeten Ar-
beitslosen und Arbeitssuchenden auf, so daß die Zahlen in Wirklichkeit weit höher lagen. 
Wegen der geringen Vermittlungschancen meldeten sich im Lauf der Krise immer weniger 
Arbeitslose. Unter diesen "unsichtbaren" Arbeitslosen waren vor allem Frauen, Jugendliche 
und ältere Arbeitnehmer. Rechnet man sie hinzu, dann lag die Arbeitslosigkeit im Frühjahr 33 
bei ca. 7,8 Millionen.  
Seit Gründung der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 1927 
galt in der Versorgung der Arbeitslosen das Versicherungsprinzip. Ursprünglich war der Be-
zug von Arbeitslosenunterstützung auf 26 Wochen begrenzt, in Zeiten mit besonders hoher 
Arbeitslosigkeit war eine sogenannte Krisenunterstützung vorgesehen. Höchstbezugsdauer für 
Arbeitslosen- und Krisenunterstützung für Arbeiter unter 40 Jahren 58 Wochen, sonst 71 Wo-
chen.  
Im Verlauf der Krise war eine Hilfsbedürftigkeitsprüfung eingeführt worden, die nach sechs 
Wochen einsetzte. Nach Ablauf dieser Fristen bezogen die Arbeitslosen die Wohlfahrtsunter-
stützung der Gemeinden, die den Belastungen durch die ständige Zunahme der Wohlfahrtser-
werbslosen bald nicht mehr gewachsen waren. Im November 32 wurde die Aussteuerung aus 
der Krisenunterstützung aufgehoben. Diese Regelung wurde von den Nationalsozialisten bei-
behalten.  
Die Unterstützungssätze bei Arbeitslosigkeit waren im Lauf der Krise mehrfach gekürzt wor-
den. Sie errechneten sich nach dem vorhergehenden Lohn, der Ortsklasse und der Zahl der 
unterhaltsberechtigten Angehörigen. Für einen großstädtischen ledigen Arbeitslosen betrug 
die wöchentliche Unterstützung 5,10 RM, der Höchstsatz in dieser Klasse lag bei 11,70 RM. 
Auch die Wohlfahrtsunterstützung war laufend gekürzt worden. Die Sätze, die knapp über 
dem Existenzminimum lagen, wurden von den Nationalsozialisten übernommen. ... 
Die Verelendung weiter Kreise durch die Weltwirtschaftskrise in den letzten Jahren der 
Weimarer Republik hatte viel zur Radikalisierung des politischen Spektrums beigetragen und 
insbesondere der NSDAP den entscheidenden Zulauf gebracht. ...<<  
Die hohe Arbeitslosigkeit, der wirtschaftliche Abstieg und das soziale Elend förderten eine 
gefährliche Radikalisierung der Arbeiterschaft und sogenannten "bürgerlichen Mittelschicht". 
Die deutschen Historiker Hans-Adolf Jacobsen und Werner Jochmann schrieben später über 
die Gewalttaten des NS-Regimes vor der Machtergreifung (x245/357): >>... Aus der Rück-
schau auf die innerdeutschen Ereignisse vor dem Jahre 1933 wird heute immer wieder gefragt, 
warum sich das deutsche Volk nicht entsetzt von den radikalen Methoden des Nationalsozia-
lismus abgewandt und warum namentlich das Bürgertum nicht einhellig die Gewalttaten der 
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Anhänger Hitlers verurteilt habe. 
Zunächst läßt sich zeigen, daß bereits in den letzten Jahrzehnten des Kaiserreiches und dann 
beschleunigt im Ersten Weltkrieg selbst humanitäre Haltungen abgebaut und zerstört worden 
waren. In der Revolution und in den Jahren danach hatten dann in Deutschland Kämpfe, Auf-
stände und Gewalttaten in großer Zahl stattgefunden. Eine weitere Abstumpfung in den hu-
manen Gesinnungen war die Folge. 
Wie zahlreiche Zeugnisse aus dieser Zeit zeigen, gab es nicht wenige sogenannte friedliche 
Bürger, die ein rücksichtsloses Vorgehen gegen die Träger der Revolution von 1918 forderten. 
Auf diese Stimmen konnte sich Hitler berufen, als er den Terror zum politischen Kampfmittel 
machte. Insbesondere verwies er auf die Kampfesweise der Radikalen und besonders der 
Kommunisten, bezeichnete sie als Herausforderung und fand, was die eigene Praxis anging, 
daraufhin bereitwilliges Entgegenkommen.  
Hatte es nicht, so fragten viele Deutsche in vielen Städten und Provinzen, Terror gegeben, 
bevor die NSDAP dort Fuß gefaßt hatte? Waren die staatlichen Sicherheitsorgane nicht oft 
außerstande gewesen, Versammlungen bürgerlicher Partei zu schützen? Soweit diese Fragen 
mit einem eindeutigen Ja beantwortet wurden, umschloß die Antwort nahezu immer ein Lob 
für Hitler, der diesen "Elementen" rücksichtslos das Handwerk lege. 
Eine Versammlung prominenter Hamburger Bürger, denen der Schrecken des kommunisti-
schen Aufstandes vom Oktober 1923 noch lebhaft vor Augen stand, spendete Hitler zweiein-
halb Jahre später bemerkenswerten Beifall, als er versprach, die Kommunisten ohne alle 
Rücksicht niederzwingen und "ausrotten" zu wollen. Immer wieder läßt sich feststellen, wie 
die Nationalsozialisten gerade in jenen Großstädten oder Stadtteilen besonderen Zulauf erhiel-
ten, in denen sie mit Fäusten und Schlagwerkzeugen die Durchführung ihrer Versammlungen 
erzwangen. 
So erlag ein beträchtlicher Teil des deutschen Volkes in dem Glauben, Gewalt sei nur mit 
Gewalt zu brechen, eine Revolution lediglich durch eine revolutionäre Partei aufzuhalten oder 
zu verhindern, einem folgenschweren Irrtum.  
Selten nur wurde die Befürchtung laut, das Gesetz, nach dem die NSDAP zu ihrem Kampf 
angetreten war, könne auch dann noch fortwirken, wenn sie einmal an die Macht gelangt sei. 
...<<  
Der US-Journalist Hubert Renfro Knickerbocker berichtete im Jahre 1932 aus Berlin über die 
Erwartungen der Anhänger des NS-Regimes (x149/75): >>Außenpolitik: Hitler wird den Ver-
sailler Vertrag zerreißen. Hitler wird den Franzosen sagen, sie sollen sich die Reparationen in 
der Hölle holen gehen.  
Hitler wird die allgemeine Militärdienstpflicht wieder einführen und das alte deutsche Heer 
mit mindestens 600.000 Mann wieder aufstellen. ...  
Hitler wird den polnischen Korridor zwischen Ostpreußen und Pommern, den deutschen Teil 
Oberschlesiens und unsere Kolonien wieder holen ... 
Innenpolitik: Hitler wird die Republik abschaffen.  
Hitler wird allen Erwerbslosen Arbeit geben.  
Hitler wird die Kommunistische Partei auflösen.  
Hitler wird die Juden aus Deutschland vertreiben. ...<<  
Infolge der dramatischen politischen und wirtschaftlichen Lage war Hitlers Zeit endlich ge-
kommen. Der skrupellose Volksverführer nutzte die "Gunst der Stunde" gewissenlos aus. Die 
NSDAP war damals äußerst gut vorbereitet und setzte in erster Linie einfache "volkstümliche" 
Propaganda-Methoden ein, um die hoffnungslosen Volksmassen zu gewinnen. 
Nach den verheerenden Folgen der Weltwirtschaftskrise fielen Hitlers Versprechungen - 
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit, die sogenannten "Novemberverbrecher" und die Kommu-
nisten sowie die Beseitigung des "Versailler Schanddiktats" - natürlich auf "fruchtbaren Bo-



 21 

den". Einen wesentlichen Bestandteil der NS-Propaganda bildete außerdem der radikale Anti-
semitismus. Für Hitler gab es keine Zweifel, daß vor allem das Judentum maßgeblich für die 
Weltwirtschaftskrise verantwortlich war. 
Hitlers "einfache" Propaganda-Methoden verfehlten ihre Wirkung nicht. Hitler versprach den 
Arbeitslosen Arbeit und Brot, den Bauern Erlaß der großen Schuldenlast, den Beamten höhere 
Gehälter, den Handwerks- und Industriebetrieben große Staatsaufträge und den Soldaten An-
sehen und Ehre. Die jüngeren Leute, Langzeitarbeitslose, aber auch konservative und bürger-
lichte Kreise - stellungslose Angestellte und Akademiker - wurden zur leichten Beute des NS-
Radikalismus. Immer mehr verzweifelte Arbeitslose setzten ihre Hoffnung auf den vermeint-
lich "starken Führer" und schlossen sich der NSDAP an. Die meisten Deutschen wußten zwar, 
daß die Nationalsozialisten radikal waren, aber man hielt sie fälschlicherweise vor allem für 
patriotische und religiöse Nationalisten.  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über den Niedergang der 
Weimarer Republik (x063/560-561): >>Während die Staatsmänner der Republik verwalteten, 
aber nicht herrschten, gingen die Rechten wie die Linken zielbewußt auf die ganze Herrschaft 
aus, um den Staat zu einem Werkzeug ihres eigenen Machtstrebens zu machen. 
Wenn eine Staatsgesellschaft zu zerfallen droht, dann treibt die Furcht vor der Anarchie das 
Gemeinwesen dahin, wo die Ordnung, und sei es auch nur im formalen Sinne gewährleistet 
erscheint - selbst dann, wenn der Preis der Verlust der Freiheit ist. Versagt die politische Lei-
tung, so gewinnen in solchen Zeiten die Führer des Heeres Einfluß. 
Ihr Hervortreten zeigt an, daß der Staat abgedankt hat. Während der zivile Eingriff die Gesun-
dung des Staates bewirken kann, führt die Herrschaft der Gewalt, sei es Militär, Polizei oder 
eine bewaffnete Partei, unweigerlich zu seiner Zerstörung. Die Flucht in eine solche Freiheit 
bedeutet, daß mit dem Recht und der Freiheit auch die Ordnung verloren geht. ...<< 
 
Der völkerrechtliche Status der Weimarer Republik von 1918-1933 
Souveränität: Deutschland zählt seit dem Abschluß des Waffenstillstandsabkommens vom 
11. November 1918 zu den wirtschaftlich und politisch entmündigten Staatsgebilden (Staaten 
ohne Selbstbestimmung).  
Die Weimarer Republik von 1919 war kein souveräner Staat und verfügte nicht über die klas-
sische Merkmale eines Staates (Staatsgebiet, Staatsvolk, Staatsgewalt). Aufgrund der Versail-
ler "Friedensbedingungen" (Gebietsabtretungen, hohe Wiedergutmachungsleistungen, Statio-
nierung von Besatzungstruppen, Teilauflösung des deutschen Heeres etc.) zählte die Weima-
rer Republik von 1919-1933 völkerrechtlich nicht zu den politisch und ökonomisch unabhän-
gigen Staaten, die die Fähigkeit besaßen, mit anderen Staaten souverän in politischen Kontakt 
zu treten. 
Die Weimarer Verfassung war keine frei gewählte Verfassung des deutschen Volkes, denn 
Deutschland wurde damals bereits von den Siegermächten des Ersten Weltkrieges dominiert. 
Staatsangehörigkeit: Die Staatsangehörigkeit richtete sich nach dem Reichs- und Staatsbür-
gergesetz des Deutschen Reiches von 1913. Jeder Deutsche, der im Deutschen Reich lebte, 
war damals nach dem öffentlichen Staats- und Völkerrecht Reichsdeutscher. Eine einheitliche 
deutsche Staatsangehörigkeit gab es im Deutschen Reich nicht. Es galten die Staatsangehörig-
keiten der einzelnen deutschen Länder (Preußen, Bayern, Hessen, Württemberg etc.).  
Innen- und Außenpolitik:  Die Weimarer Republik zählte damals zwar völkerrechtlich nicht 
zu den politisch und ökonomisch unabhängigen Staaten, aber die maßgeblichen Politiker ver-
suchten trotz alledem, die Interessen des deutschen Volkes zu verteidigen (Widerstand gegen 
die völkerrechtswidrige Ruhrbesetzung etc.). Alle Regierungen der Weimarer Republik be-
mühten sich seit 1919 konsequent und unermüdlich, um in den ostdeutschen Abtretungsgebie-
ten starke deutsche Volksgruppen zu erhalten, denn die Aufrechterhaltung eines nationalen 



 22 

Besitzstandes war äußerst wichtig, wenn man irgendwann Grenzrevisionen erreichen wollte. 
Bedeutende Leistungen: In den ersten Jahren der Weimarer Republik gab es fortwährend 
große außen- und innenpolitische Schwierigkeiten, so daß die Regierungen unentwegt schei-
terten und wechselten. Von 1919-23 kämpften die schwachen deutschen Regierungen fast 
ständig gegen linksradikale Kommunisten und rechtsradikale Nationalsozialisten um ihre Exi-
stenz. Sowohl die KPD als auch die NSDAP strebten bereits frühzeitig die gewaltsame Ter-
rorherrschaft und Vernichtung der deutschen Demokratie an.  
Trotz der fast hoffnungslosen Lage stellten sich mutige, pflichtbewußte deutsche Politiker den 
gewaltigen Aufgaben der Nachkriegsjahre. Die Erste Deutsche Republik kämpfte unentwegt 
gegen die verhängnisvollen Folgen der Versailler Verträge, denn das deutsche Volk wurde 
nach dem Ersten Weltkrieg gewissenlos ausgebeutet, gedemütigt, entrechtet und mehrfach in 
die nationale Verelendung gestürzt. Oftmals gelang es den deutschen Regierungen nur mit 
letzter Kraft, die äußeren Grenzen zu schützen, den Terror der Kommunisten und Nationali-
sten zu bekämpfen sowie die Reparationszahlungen und die Bewahrung der Staatseinheit in 
den Griff zu bekommen.  
Die aufopferungsvolle, harte Arbeit der deutschen Politiker wurde leider nicht belohnt, denn 
gerade als man die große Wirtschaftskrise, Arbeitslosigkeit, Reparationen und die jahrelange 
Besetzung des Rheinlandes endlich überwunden hatte, zerstörte tragischerweise Hindenburgs 
verhängnisvolle Fehlentscheidung die gesamte Aufbauarbeit und Friedenspolitik der ersten 
deutschen Republik.  
Herausragender Politiker: Philipp Scheidemann 

 
Abb. 53 (x051/514): Philipp Scheidemann 

Philipp Scheidemann (1865-1939, SPD-Politiker, seit 1903 Mitglied des Reichstages, rief am 
9.11.1918 die Deutsche Republik aus, seit Februar 1919 erster Ministerpräsident der Weima-
rer Republik, trat im Juni 1919 als Ministerpräsident zurück, von 1920-1933 Mitglied des 
Reichstages). 
Ministerpräsident Philipp Scheidemann (1865-1939) lehnte am 12. Mai 1919 die Unterzeich-
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nung des Versailler Vertrages entschieden ab und erklärte während einer Sitzung der deut-
schen Nationalversammlung (x092/780, x069/119): >>Der Vertrag ist so unannehmbar, daß 
ich heute noch nicht zu glauben vermag, die Erde könne solch einen Bruch ertragen, ohne daß 
aus ... allen Ländern der Ruf erschallt: Weg mit diesem Mordplan! ...<< 
>>... Wer kann als ehrlicher Mann - ich will gar nicht sagen als Deutscher - nur als ehrlicher, 
vertragstreuer Mann solche Bedingungen eingehen? Welche Hand müßte nicht verdorren, die 
sich und uns in diese Fesseln legt? Und dabei sollen wir die Hände regen, sollen arbeiten, die 
Sklavenschichten für das internationale Kapital, Frondienste für die ganze Welt leisten?  
Wird dieser Vertrag wirklich unterschrieben, so ist es nicht Deutschlands Leiche allein, die 
auf dem Schlachtfeld von Versailles liegenbleibt. Dabei würden als ebenso edle Leichen lie-
gen das Selbstbestimmungsrecht der Völker, die Unabhängigkeit freier Nationen, der Glaube 
an all die schönen Ideale, unter deren Banner die Entente zu fechten vorgab, und vor allem der 
Glaube an die Vertragstreue.<< 
Ministerpräsident Scheidemann trat schließlich im Juni 1919 zurück, da er es ablehnte, den 
Versailler Friedensvertrag zu unterzeichnen. 
Mathias Forster schrieb später über Philipp Scheidemann (x051/514): >>Scheidemann, Phil-
ipp, geboren in Kassel 26.7.1865, gestorben in Kopenhagen 29.11.1939, deutscher Politiker; 
1883 zur SPD, 1911 in den Parteivorstand, 1903-33 Mitglied des Reichstages.  
Als Wortführer der Reichstagsfraktion forderte Scheidemann im Ersten Weltkrieg gegen die 
alldeutsche Kriegszielpropaganda einen Verständigungsfrieden und avancierte nach der Par-
teispaltung 1917 neben Ebert zum anerkannten Führer der SPD. Am 9.11.18 rief er (ohne 
Eberts Einverständnis) die deutsche Republik aus, um der beginnenden Revolution entgegen-
zuwirken, und bildete nach der Wahl zur Nationalversammlung am 13.2.19 die erste von 
SPD, Zentrum und DDP getragene demokratische Reichsregierung.  
Am 11.5.19 legte er sich mit den Worten "Welche Hand müsste nicht verdorren, die sich mit 
uns in diese Fesseln legt" auf die Ablehnung des Versailler Vertrages fest, trat im Juni zurück 
und wandte sich der Kommunalpolitik zu (1920-25 Oberbürgermeister von Kassel), blieb aber 
eine politische Figur von reichsweiter Wirkung, u.a. durch seine scharfe Kritik an der Zu-
sammenarbeit von Reichswehr und Roter Armee (1926).  
1933 ging Scheidemann ins Exil und ließ sich nach Aufenthalten in Frankreich und den USA 
schließlich in Dänemark nieder. Schrieb "Memoiren eines Sozialdemokraten" (1928).<<  
Gehorsamer Erfüllungsgehilfe und williger Handlanger der Neuen Weltordnung: Franz 
von Papen 
Der rechte Zentrumspolitiker Franz von Papen (Monarchist mit guten Beziehungen zur deut-
schen Industrie) wurde am 1. Juni 1932 durch Reichspräsident Hindenburg zum neuen deut-
schen Reichskanzler ernannt. Papen, der höchstens von 10 % der Reichstagsabgeordneten un-
terstützt wurde ("Kabinett der Barone"), regierte zwangsläufig nur mit Notverordnungen. 
Reichskanzler Franz von Papen führte am 20. Juli 1932 einen gewaltsamen Staatsstreich (so-
genannter "Preußenschlag") in Preußen durch, als er die preußische SPD-Landesregierung 
unter Ministerpräsident Otto Braun kurzerhand beseitigen bzw. absetzen ließ. Die Beseitigung 
der demokratischen preußischen Regierung und der pflichtbewußten Mitarbeiter der preußi-
schen Verwaltung erleichterte der NSDAP zweifelsfrei die spätere "Machtergreifung".  
Franz von Papen trat am 17. November 1932 mit seinem gesamten Kabinett zurück.  
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Abb. 63 (x017/2.859): Franz von Papen 

Franz von Papen (1879-1969, 1920-1932 Abgeordneter der Zentrumspartei im preußischen 
Landtag, 1923-1938 päpstlicher Geheimkämmerer, von Juni bis November 1932 Reichskanz-
ler, ebnete 1933 Hitler den Weg zur Machtübernahme, 1933-1934 Vizekanzler, 1939-1944 
Botschafter in der Türkei, 1946 im Nürnberger Prozeß freigesprochen). 
Papen traf sich am 4. Januar 1933 mit Hitler im Haus des Bankiers Schröder in Köln, um über 
die Bildung einer gemeinsamen Regierung zu verhandeln (x054/209). 
Der Kölner Bankier Freiherr Kurt von Schroeder berichtete später über dieses Gespräch vom 
4. Januar 1933 (x243/38-39): >>... Papen (führte) aus, daß er (es) für das beste halte, eine Re-
gierung zu formen, bei der die konservativen und nationalen Elemente ... zusammen mit den 
Nazis vertreten seien. Er schlug vor, daß diese neue Regierung womöglich von Hitler und von 
Papen zusammen geführt werden sollte. ... 
Hitler ... sagte, daß, wenn er zum Kanzler ernannt würde, Anhänger von Papen als Minister an 
seiner (Hitlers) Regierung teilnehmen könnten. ... Er skizzierte Änderungen, einschließlich 
der Entfernung aller Sozialdemokraten, Kommunisten und Juden von führenden Stellungen in 
Deutschland. ... 
Von Papen und Hitler erzielten keine prinzipielle Einigung. ... 
Diese Zusammenkunft wurde von mir arrangiert, nachdem Papen mich ungefähr am 10. De-
zember 1932 darum ersucht hatte. ... Bevor ich diesen Schritt unternahm, besprach ich mich 
mit einer Anzahl von Herren der Wirtschaft. ... Die allgemeinen Bestrebungen der Männer der 
Wirtschaft gingen dahin, einen starken Führer an die Macht kommen zu sehen, der eine Re-
gierung bilden würde, die lange an der Macht bleiben würde. ...  
Ein gemeinsames Interesse der Wirtschaft bestand in der Angst vor dem Bolschewismus und 
der Hoffnung, daß die Nationalsozialisten ... eine beständige politische und wirtschaftliche 
Grundlage in Deutschland herstellen würden. Ein weiteres gemeinsames Interesse war der 
Wunsch, Hitlers wirtschaftliches Programm in die Tat umzusetzen. ... Weiterhin erwartete 
man, daß eine wirtschaftliche Konjunktur durch das Vergeben von größeren Staatsaufträgen ... 
(entstehen) würde. ... 
Zu erwähnen (sind) eine von Hitler projektierte Erhöhung der deutschen Wehrmacht ... auf 
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300.000 Mann, das Bauen von Reichsautobahnen und die Kredite, die der öffentlichen Hand 
... gegeben werden sollten. Aufträge zur Verbesserung der Reichsbahn, und Förderung (von) 
Automobil- und Flugzeugbau. ... 
Es war allgemein bekannt, daß einer der wichtigsten Programmpunkte Hitlers die Abschaf-
fung des Vertrages von Versailles darstellte und die Wiederherstellung eines sowohl in militä-
rischer als auch in wirtschaftlicher Hinsicht starken Deutschlands. Es war klar, daß in einem 
starken Deutschland auch die Wirtschaft aufblühen werde. ... Das wirtschaftliche Programm 
Hitlers war der Wirtschaft allgemein bekannt und wurde von ihr begrüßt. ...<< 
Papen vertrat damals einflußreiche Unternehmer der Schwerindustrie, die nach Hitlers Macht-
übernahme kräftige Aufrüstungsmaßnahmen und "große Geschäfte" erwarteten. Obwohl Pa-
pen Hitlers radikale Absichten längst kannte, machte er seinen großen Einfluß gegenüber Hin-
denburg geltend, um Hitlers Ernennung durchzusetzen. Nach stundenlangen Gesprächen wur-
de der völlig erschöpfte Hindenburg schließlich am 29. Januar 1933 "überredet", Hitler zum 
Reichskanzler zu ernennen.  
Franz von Papen erklärte damals (x243/44): >>Wir haben uns Herrn Hitler engagiert. ... Ich 
habe das Vertrauen Hindenburgs. In 2 Monaten haben wir Hitler in die Ecke gedrückt, daß er 
quietscht. ...<< 
Als Reichspräsident Hindenburg den NSDAP-Führer Adolf Hitler am 30. Januar 1933 zum 
Reichskanzler ernannte, leitete Hindenburg gleichzeitig das Ende der deutschen Demokratie 
ein. Der Untergang der Weimarer Republik, die das deutsche Volk sicherlich in eine glückli-
che und würdige Zukunft geführt hätte, entwickelte sich für die Deutschen zur nationalen Tra-
gödie und endete schließlich mit der gigantischen internationalen Katastrophe des Zweiten 
Weltkrieges.  
NS-Vizekanzler Franz von Papen verhandelte später mit der katholischen Kirche über den 
Abschluß eines Konkordats. Am 20. Juli 1933 schlossen Papst Pius XI. und das NS-Regime 
in Rom ein feierliches Konkordat. In diesem Vertrag garantierte der NS-Staat der katholischen 
Kirche u.a. "die Freiheit des Bekenntnisses und die Ausübung der katholischen Religion". 
Nach einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 26. März 1957 blieb das Konkordat 
für die Bundesrepublik Deutschland weiterhin gültig. 
Vizekanzler Franz von Papen gratulierte Hitler am 14. November 1933 während einer Sitzung 
des NS-Reichskabinetts zur erfolgreichen "Reichtagswahl" (x032/98): >>... Wir, Ihre nächsten 
und engsten Mitarbeiter, stehen noch vollkommen unter dem Eindruck des einzigartigsten, 
überwältigendsten Bekenntnisses, das jemals eine Nation ihrem Führer abgelegt hat.  
In 9 Monaten ist es dem Genie Ihrer Führung und den Idealen, die Sie neu vor uns aufrichte-
ten, gelungen, aus einem innerlich zerrissenen und hoffnungslosen Volk ein in Hoffnung und 
Glauben an seine Zukunft geeintes Reich zu schaffen.  
Auch die, die bisher noch abseits standen, haben sich nun eindeutig zu Ihnen bekannt, weil sie 
fühlten, daß es ihr großer Wunsch war, alle Volksgenossen - gleich wo sie früher standen - 
unter Ihrer Führung zu vereinen.  
Damit ist die nationalsozialistische Bewegung zum totalen Staat geworden. ... 
Aus historischer Perspektive dieser Tage betrachtet, wird der 12. November ein Wendetag der 
deutschen Geschichte sein, weil von hier aus innere, soziale Wirkungen im Kampf für die 
abendländische Kultur weit über die deutschen Landesgrenzen hinaus ausstrahlen werden ...  
Der Traum von den zwei Deutschlands, die man gegeneinander ausspielen könnte, ist endgül-
tig ausgeträumt. ...<< 
Franz von Papen wurde am 1. Oktober 1946 im Nürnberger Hauptkriegsverbrecher-Prozeß 
nach 403 öffentlichen Sitzungen freigesprochen! 
 


